
Durch die zunehmende Zahl allein lebender, sehr alter Men-
schen gewinnen informelle Hilfe- wie auch materielle Un-
terstützungsleistungen immer mehr an Bedeutung. Der Bei-
trag befasst sich mit der Frage, wer überhaupt die Akteure 
dieser Leistungen (also die Helfenden und Schenkenden) 
sind. Auf der Grundlage des Generations and Gender Sur-
vey (GGS) des BiB werden hierfür ihre soziodemografi schen 
Merkmale wie Alter, Geschlecht, Partner- und Elternschaft und sozioöokonomische Cha-
rakteristika wie Bildung, Erwerbsstatus und Einkommenslage näher untersucht. Anhand 
multivariater Analysen wird dann der Frage nachgegangen, ob und inwieweit Zusam-
menhänge zwischen den Merkmalen der Akteure und ihren informellen Tätigkeiten und 
materiellen Leistungen bestehen. (Seite 12)

  Ausgabe 06/2010

Liebe Leserinnen und Leser,

die in dieser Ausgabe vorgestellten wissen-

schaftlichen Beiträge haben ganz unter-

schiedliche Untersuchungsgegenstände zum 

Thema – in einer Hinsicht aber lassen sich 

Gemeinsamkeiten feststellen: beide Aufsätze 

greifen nämlich auf die gleichen Datenquelle 

zurück – den „Generations and Gender Sur-

vey“ (GGS) des BiB. Hierbei handelt es sich 

um eine international vergleichende Panel-

Befragung, die in Deutschland erstmals im 

Jahr 2005 mit über 10.000 Befragten erho-

ben worden ist. Die Fragen, die im Survey 

gestellt werden, umfassen ein breites in-

haltliches Spektrum und sollen dabei hel-

fen, die Prozesse, die den demografi schen 

Wandel bewirken, besser zu verstehen und 

zukünftige Entwicklungen fundierter model-

lieren zu können. Inhaltlich fokussiert der 

Survey vor allem auf die Generationenbe-

ziehungen (wie hier der Beitrag von Juli-

ane Roloff zeigt) sowie die Geschlechter-

rollen. Die Analyse von Uta Brehm ist da-

bei ein gutes Beispiel für die thematische 

Vielschichtigkeit des Surveys, dessen zwei-

te Welle der Hauptbefragung im September 

2008 gestartet wurde und die derzeit wis-

senschaftlich aufbereitet wird.

Mit vertiefenden wissenschaftlichen Analy-

sen zum GGS befasst sich auch die aktuelle 

Themenausgabe der „Zeitschrift für Bevöl-

kerungswissenschaft“, deren unterschiedli-

che Beiträge einen Eindruck der Themen-

vielfalt des GGS geben. 

Darüber hinaus ist seit Oktober 2010 die 

Nachfolgerin der Zeitschrift, die „Compa-

rative Population Studies“ online verfügbar. 

Die Publikation wird nun im „open access“-

Verfahren bereitgestellt und ist für jeden in-

teressierten Leser frei verfügbar.

Prof. Norbert F. Schneider, Direktor des BiB 

Berufstätige Mütter haben es bei der gesellschaftlichen Anerken-
nung nicht leicht, was auch daran liegt, dass die Meinungen, was 
eine „ideale“ Mutter ausmacht, in der Bevölkerung weit ausein-
ander gehen – bis hin zu polemischen Formulierungen wie „Ra-
benmutter“ oder „Heimchen am Herd.“ Dabei haben empirische 
Studien längst gezeigt, dass eine pauschale Benachteiligung der 
Kinder durch die mütterliche Berufstätigkeit ausgeschlossen wer-
den kann. Dieser Beitrag möchte die Seite der Mütter betrachten 
und vor allem auf die Frage fokussieren, welches die wichtigsten 

Eigenschaften bei der Erziehung von Kindern 
sein sollten. Gibt es darüber hinaus hier unterschiedliche Wahrneh-
mungen von Hausfrauen und berufstätigen Müttern und existieren 
noch kulturelle Unterschiede in diesen Fragen zwischen West- und 
Ostdeutschland? Ausgehend von der Annahme, dass die grundle-
gende Erziehung nach wie vor von den Müttern realisiert wird, wer-
den hier auf der Grundlage des GGS Frauen betrachtet, die leibliche 

oder rechtliche Mütter sind und bei denen noch mindestens ein Kind bis 18 Jahre mit im 
Haushalt lebt. (Seite 2) 

Editorial

31. Jahrgang            17. November 2010

Bevölkerungsforschung 
Mitteilungen aus dem Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung

          
 Aktuell

Die Erziehungsziele von berufstätigen, arbeitsmarktnahen und Die Erziehungsziele von berufstätigen, arbeitsmarktnahen und 
als Hausfrau tätigen Müttern: Eine Analyse anhand der Daten als Hausfrau tätigen Müttern: Eine Analyse anhand der Daten 
des Generations and Gender Survey (GGS) des BiBdes Generations and Gender Survey (GGS) des BiB

    +++ www.bib-demografi e.de ++ www.bib-demografi e.de ++ www.bib-demografi e.de +++ 

Informelle und materielle Hilfe- bzw. Unterstützungsleistungen Informelle und materielle Hilfe- bzw. Unterstützungsleistungen 
– wer sind die Akteure?– wer sind die Akteure?

Jetzt online verfügbar: Neue Ausgabe der „Comparative Popu-Jetzt online verfügbar: Neue Ausgabe der „Comparative Popu-
lation Studies“lation Studies“

Die neue wissenschaftliche Online-Zeitschrift „Comparative Popula-
tion Studies“ ist seit Oktober 2010 frei verfügbar unter www.com-
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zen und den Einkommensveränderungen von Familien bei der Ge-
burt von Kindern. (Seite 28) 
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Uta Brehm

Die Erziehungsziele von berufstätigen, arbeitsmarktnahen und als Hausfrau täti-
gen Müttern. Eine Analyse anhand der Daten des Generations and Gender Survey

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist eines der 
zentralen Themen, wenn man sich mit der Rolle der 
Frau in der Gesellschaft beschäftigt. Beide Ziele, Be-
rufstätigkeit und Mutterschaft, sind gesellschaftlich 
von hoher Bedeutung. 
Dem Anspruch der Vereinbarkeit als berufstätige 
Mutter gerecht zu werden, ist nicht nur logistisch 
denkbar schwierig. Auch muss man gesellschaft-
lich um Anerkennung ringen: die Meinungen zur 
„idealen“Mutter gehen in der Bevölkerung weit aus-
einander (vgl. z.B. Scheuer/Dittmann 2007). Und mit 
den kontroversen Meinungen sind auch Vorurteile 
verbunden; Formulierungen wie „Rabenmutter“ oder 
„Heimchen am Herd“ gehören noch nicht der Vergan-
genheit an.

Doch welche Auswirkungen hat die Hausfrauen- oder Be-

rufstätigkeit der Mutter tatsächlich auf die Entwicklung des 

Kindes und wo liegen gegebenenfalls die Differenzen? Die-

se Fragen zu beantworten, ist ein Ziel der Erziehungswis-

senschaft – die Ergebnisse sind jedoch vielfältig. Immerhin 

stimmen die meisten der empirischen Studien darin über-

ein, dass zumindest eine pauschale Benachteiligung der Kin-

der durch die mütterliche Berufstätigkeit ausgeschlossen 

werden kann. Ob letztere jedoch positive Auswirkungen auf 

die Entwicklung der Kinder hat, oder ob der Tätigkeitsstatus 

der Mutter für das Kind keinen Unterschied macht, darüber 

herrscht Uneinigkeit. Vorteile lassen sich in jedem Fall nur in-

nerhalb verschiedener Kontextbedingungen belegen. Weder 

übermäßige Arbeitszeiten oder ein ungenügendes Angebot 

für die Kinderbetreuung, noch Rollenkonfl ikte mit sich selbst 

oder dem Partner sollten eine berufstätige Mutter belasten 

(vgl. Brake 2008: S. 113). Dann jedoch profi tieren die Kin-

der durchaus sowohl in ihrer kognitiven, sozialen als auch in 

der emotionalen Entwicklung von der mütterlichen Berufstä-

tigkeit. Das Fehlen der typischen Rollenfunktionen führt zu 

einer höheren Selbstwirksamkeit des Kindes; der häufi ger 

autoritative, sich also durch sowohl Emotionalität als auch 

elterliche Kontrolle auszeichnende Erziehungsstil resultiert 

in größerer sozialer und intellektueller Kompetenz. Weiter-

hin stellen berufstätige Mütter höhere Leistungsanforderun-

gen an sich selbst und an ihre Kinder, was sich bei letzteren 

in besseren Leistungstests zeigt. Das Mehr an Abwesenheit 

kann durch eine qualitativ hochwertigere Zeit mit den Kin-

dern kompensiert werden (vgl. Hoffman 2002: S. 75f). 

Wie zeigt sich jedoch das Bild, wenn man es von der Seite 

der Mütter betrachtet? Im Zentrum mütterlicher Erziehung 

und Fürsorge steht das Wohl des Kindes; die besten und 

wichtigsten Eigenschaften sollen ihm mit auf den Weg ge-

geben werden. Was jedoch sind die wichtigsten Eigenschaf-

ten, die ein Kind erwerben soll, worauf sollte eine Erziehung 

abzielen? Gibt es diesbezüglich unterschiedliche Wahrneh-

mungen von Hausfrauen und berufstätigen Müttern? Beste-

hen auch in diesem Fall noch „Kulturunterschiede“ entlang 

der heute unsichtbaren, jedoch für fast vierzig Jahre kaum 

überwindbaren Grenze zwischen West- und Ostdeutschland? 

Wenn dies so ist, wo liegen diese Unterschiede? Diese Fra-

gen zu untersuchen, ist Ziel dieses Artikels.

Die Daten
Den Analysen liegen die Daten des Generations and Gen-

der Survey (GGS) zugrunde, der im Jahr 2005 im Auftrag 

des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung (BiB) durch-

geführt wurde. Die Paneluntersuchung erhebt ausführlich 

die Familienbeziehungen einer repräsentativen Zielgrup-

pe der deutschsprachigen Bevölkerung zwischen 18 und 79 

Jahren, die in Privathaushalten leben. Basierend auf diesen 

Interviews liegen die auswertbaren Daten von 10.017 Be-

fragten vor. 

Ausgehend von der Annahme, dass die grundlegende Er-

ziehung nach wie vor von den Müttern realisiert wird (vgl. 

Textor 2002: S. 26ff), werden für diesen Bericht lediglich 

Frauen betrachtet, die leibliche oder rechtliche Mütter sind 

und bei denen noch mindestens ein Kind bis 18 Jahre mit 

im Haushalt lebt. Für die Analyse stehen also die Daten von 

1.968 Frauen zur Verfügung, wobei diese jedoch zum Zwe-

cke dieser Analyse nach ihrem Tätigkeitsstatus selektiert 

werden müssen. In der Untersuchung werden daher Müt-

ter betrachtet, die von sich angeben, abhängig beschäftigt 

oder selbständig, arbeitslos, in Mutterschutz oder Elternzeit  

oder als Hausfrau tätig zu sein. Aufgrund von zu geringen 

Fallzahlen können andere Status nicht beachtet werden, so-

mit stützt sich dieser Bericht auf die Angaben von 1.954 Müt-
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tern. Von ihnen leben 1.484 in den alten und 265 in den 

neuen Bundesländern (jeweils ohne Berlin), Binnenwande-

rungen wurden im GGS nicht erfragt und müssen daher auch 

hier ignoriert werden.

Um Wechselbeziehungen zu den Erziehungszielen aus-

fi ndig machen zu können, müssen diese Tätigkeitsstatus in 

vereinfachende Kategorien gruppiert werden. Dafür gibt es 

verschiedene Vorbilder, deren Gruppierungen jedoch nicht 

uneingeschränkt dem Zweck dieses Berichtes dienen. Die In-

ternational Labour Organization (ILO) entwickelte beispiels-

weise für die Vergleichbarkeit internationaler Arbeitsmarktsta-

tistiken das Labour-Force-Konzept, in dem die drei Kategorien 

„Erwerbstätige“, „Erwerbslose“ und „Nichterwerbspersonen“ 

unterschieden werden (vgl. Rengers 2005: S. 1372f.). In die-

sem Konzept werden die Mütter in Elternzeit noch zu den 

Erwerbstätigen gezählt, was jedoch nicht viel über deren 

Arbeitsmarktnähe aussagt: Mütter in Elternzeit können ent-

weder den schnellstmöglichen Weg zurück in die Berufstä-

tigkeit suchen, oder für die nächsten Jahre ihre Aufgaben im 

Familienmanagement wahrnehmen. 

Pfeiffer (vgl. 1996: 123f.) hingegen betrachtet ausschließ-

lich die Nähe zum Arbeitsmarkt, sie unterscheidet die Grup-

pe der „arbeitsmarktnahen“ Erwerbstätigen, registrierten Ar-

beitslosen und sonstigen potenziellen Erwerbspersonen von 

der Gruppe der „arbeitsmarktfernen“ Nichterwerbsperso-

nen und „arbeitsunwilligen“ Personen. Dieses Konzept ist je-

doch insofern fragwürdig, als sie Berufstätige und Arbeitsu-

chende in eine Kategorie der Arbeitsmarktnähe einordnet. 

Was für ihre Analysen auch durchaus zweckmäßig gewesen 

sein mag, dient nicht der Aufdeckung von Einstellungsun-

terschieden im Rahmen dieser Analyse. 

Denn obwohl ein ähnlicher Ausgangspunkt 

für arbeitsmarktnahe und erwerbstätige 

Mütter besteht, kann man davon ausgehen, 

dass die Einstellungen und Erziehungsziele 

der erwerbslosen, aber arbeitsmarktnahen 

Frauen sich an die der arbeitsmarktfernen 

Hausfrauen anpassen, da deren Lebenskon-

texte ähnlicher sind (vgl. Westerhof 2000: 

S. 197f.). 

Die genannten, für diese Analysen je-

doch unzureichenden Kategorisierungen 

sind nichtsdestotrotz richtungweisend für 

die folgende Gruppierung der mütterlichen 

Tätigkeitsstatus. Das Resultat sind drei Ka-

tegorien, die sich sowohl am Erwerbstätig-

keitsstatus, als auch an der Arbeitsmarktnähe orientieren: 

„Berufstätige“, „Arbeitsmarktnahe“ und „Hausfrauen“. Die 

Gruppe der „Berufstätigen“ setzt sich allein und eindeutig 

aus den abhängig beschäftigten oder selbständigen Müttern 

zusammen, die Konstruktion der letzten beiden Gruppen ist 

etwas komplexer. Tabelle 1 erklärt die drei Kategorien.

Ausgehend von diesen unterschiedlichen Tätigkeitsstatus 

und Lebenskontexten sind auch unterschiedliche Selbstkon-

zeptionen zu erwarten. Diese werden, wie Bouffard et al. 

entdeckten, jeweils durch einen erheblichen Teil von der Tä-

tigkeit mitbestimmt (vgl. Bouffard 1996 zit. nach Westerhof 

2000: S. 199), was sich wiederum wahrscheinlich auch auf 

die Einstellungen und Erziehungsziele auswirkt.

Um dies zu überprüfen, werden die drei Tätigkeitsstatus 

„Berufstätige“, „Arbeitsmarktnahe“ und „Hausfrauen“ mit den 

Angaben in Beziehung gesetzt, was die Mütter als die wich-

tigste Eigenschaft für ein Kind empfi nden. Zur Auswahl stan-

den im Interview „Gute Umgangsformen“, „Unabhängigkeit“, 

„Fleiß“, „Verantwortungsgefühl“, „Fantasie“, „Toleranz und 

Respekt für andere Menschen“, „Sparsamkeit“, „Entschlos-

senheit und Beharrlichkeit“, „Religiöser Glaube“, „Selbstlo-

sigkeit, Uneigennützigkeit“ sowie „Gehorsam“. Die Antwor-

ten der Frauen gelten als Indikator für ihr wesentlichstes 

Ziel bei der Erziehung ihrer Kinder. Aus analytischen Grün-

den können von diesen elf Antwortmöglichkeiten jedoch nur 

diejenigen betrachtet werden, die eine relativ große und da-

mit zuverlässig interpretierbare Fallzahl aufweisen. Für „Fan-

tasie“, „Sparsamkeit“, „Religiosität“ und „Selbstlosigkeit“ 

trifft dies nicht zu, alle vier müssen aus der folgenden Ana-

lyse ausgeschlossen werden. Die verbleibenden sieben Er-

Tabelle 1:   Die drei Tätigkeitsstatus

Erwerbstätige Arbeitsmarktnahe Hausfrauen

Abhängig Beschäf-
tigte oder selbstän-
dige Mütter

Arbeitslose Mütter, die innerhalb der nächsten drei Jahre ...

... wieder erwerbstätig sein wollen ... nicht wieder erwerbstätig sein wollen

Mütter in Elternzeit, die danach die Erwerbstätigkeit bzw. ihre Arbeitsstelle ....

... wieder aufnehmen wollen ... nicht wieder aufnehmen wollen

Hausfrauen, die innerhalb der nächsten drei Jahre ...

... erwerbstätig sein wollen ... nicht erwerbstätig sein wollen
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ziehungsziele müssen nun im nächsten Schritt schematisch 

kategorisiert und zusammengefasst werden, damit sie Signi-

fi kanz und Aussagekraft erhalten.

Um diese Kategorisierung legitim und nicht willkürlich 

vorzunehmen, hilft erneut die Orientierung an bisherigen 

Forschungsergebnissen. Als richtungweisend für jegliche 

Forschung auf diesem Gebiet erweisen sich Melvin Kohns 

Wert-Kategorien der auf „internal standards for behavi-

or“ (Kohn 1989: S. 35) beruhenden „Self-direction“ und der 

durch „externally imposed rules“ (ebd.) bestimmten „Confor-

mity“ (vgl. Kohn 1989). Meulemann (1996) greift diese bei-

den Kategorien auf und verwendet sie unter den deutschen 

Bezeichnungen „Autonomie“ und „Konvention“ in der Erfor-

schung von Erziehungszielen, für die er die Ergebnisse lang-

fristiger Studien wie der des EMNID-Instituts und des Insti-

tuts für Demoskopie (IfD) Allensbach sowie die „European 

values study“ (EVS) untersucht (vgl. Meulemann 1996: S. 

121f.). Es liegt nahe, hier nicht nur seine beiden Bezeichnun-

gen „Autonomie“ und „Konvention“ zu übernehmen, sondern 

auch die Kategorisierungen an seinen zu orientieren, denn 

ähnlich dem GGS erfragen auch EMNID, das IfD und die EVS 

die Zustimmung zu mehreren Erziehungswerten. Zusam-

mengefasst lassen sich demnach „Unabhängigkeit“, „Verant-

wortungsgefühl“ und „Toleranz“ der Kategorie „Autonomie“ 

zuordnen, während „Gute Umgangsformen“, „Fleiß“ und 

„Gehorsam“ dem Label „Konvention“ gerecht werden.

Das IfD Allensbach selbst liefert im Auftrag des Bundesmi-

nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFS-

FJ) eine Ergänzung zu Meulemanns Kategorisierungen: Es 

bringt den Wert „Durchsetzungsfähigkeit“ins Spiel, welcher 

vergleichbar ist mit „Entschlossenheit und Beharrlichkeit“. 

Da dieser im GGS von den Unterstützern konventioneller Er-

ziehungsziele eher abgelehnt wird und in der Tat wohl kein 

Zeichen für Konformität und Normtreue ist, kann die Liste 

der Autonomie-Werte um „Entschlossenheit und Beharrlich-

keit“ ergänzt werden. Weiterhin und entgegen der 

bisherigen Konstruktion der beiden Wert-Kategorien 

bezeugt der Bericht des IfD jedoch einen Zusammen-

hang von „Toleranz“ mit einer Reihe von Konventions-

Werten (BMFSFJ 2006: S. 6) und macht damit dessen 

Stellung unter den Autonomie-Werten fragwürdig. 

Diese Widersprüchlichkeit ist jedoch durchaus plau-

sibel und lässt sich damit erklären, dass Toleranz ein 

Wert ist, der für das autonome und das konventio-

nelle Leben gleichermaßen erforderlich ist und sich 

damit in keine der beiden zentralen Kategorien ein-

ordnen lässt. Auch im GGS fi nden sich keine namhaften Pa-

rallelen zu einer der beiden Kategorien. Es zeigt sich jedoch, 

dass „Toleranz und Respekt für andere Menschen“ durchweg 

einen der höchsten Stellenwerte unter den Erziehungszielen 

einnimmt. Daher soll dieser Wert im Laufe der Untersuchung 

kurz allein betrachtet werden.

Nach dieser Kategorisierung stehen für die Bildung der 

Hypothesen und deren Untersuchung nun die beiden Erzie-

hungsziele „Konvention“ und „Autonomie“ bereit, die durch 

jeweils drei Eigenschaften repräsentiert werden, wie aus Ta-

belle 2 ersichtlich wird.

Hypothesen zu den Erziehungszielen von Müttern
Die erste Annahme stützt sich zunächst auf die Entde-

ckung Hoffmans (2002), die die unterschiedlichen Erzie-

hungsziele von berufstätigen Müttern und Hausfrauen unter-

suchte. Sie fand heraus, dass Unabhängigkeit eine deutlich 

größere Rolle in der Erziehung durch berufstätige Mütter 

spielt, während auf Gehorsam eher von den Familienmana-

gerinnen Wert gelegt wird (vgl. Hoffman 2002: S. 72f). Dies 

ist zunächst richtungweisend, bietet jedoch Anhaltspunkte, 

die Analyse hinsichtlich der Erziehungsziele zu detaillieren 

und bezüglich der Tätigkeitsstatus der Mütter zu erweitern. 

Daher lautet die erste Annahme:

 (1): Hausfrauen legen deutlich häufi ger Wert auf 
Konventions-Eigenschaften als berufstätige oder 
arbeitsmarktnahe Mütter, und umgekehrt steigt 
die Zustimmung zu Autonomie-Werten mit der 
Nähe zum Arbeitsmarkt. 

Ein größerer Anteil an Hausfrauen und deren stärkere An-

erkennung in den alten Bundesländern ist vielfach belegt, 

während in den neuen Bundesländern die Integration von 

Frauen in den Arbeitsmarkt seit der DDR als Normalität aner-

kannt und realisiert ist (vgl. z.B. Geißler 2006: S. 105f.; Bra-

ke 2008: S. 110; Kreyenfeld/ Geisler 2006: S. 337ff.). 

Tabelle 2:  Die Erziehungsziele „Konvention“ und „Autonomie“ 

und ihre Eigenschaften

Konvention Autonomie

Gute Umgangsformen Unabhängigkeit

Fleiß Verantwortungsgefühl

Gehorsam Entschlossenheit und Beharrlichkeit

Toleranz und Respekt für andere Menschen
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Zusätzlich dazu wurden nach der Wende nun auch in Ost-

deutschland die politische Freiheit und die Anpassung an 

westdeutsche Strukturen weitgehend realisiert. In diesem 

Kontext begründet Meulemann seine Entdeckung, dass die 

neuen Bundesländer 2001 mehr Zustimmung zu den Auto-

nomie-Werten „Selbständigkeit und freier Wille“ gaben, als 

die Länder der ehemaligen BRD (vgl. Meulemann 2002: S. 

18ff.). 

Die zweite Annahme will nun diese beiden Ergebnisse 

kombinieren und die Erziehungsziele der von diesen unter-

schiedlichen Strukturen geprägten ost- und westdeutschen 

Mütter miteinander vergleichen:

 (2): Die Autonomie-Werte fi nden in der mütter-
lichen Erziehung in den neuen Bundesländern auf-
grund des größeren Anteils berufstätiger und ar-
beitsmarktnaher Mütter mehr Zustimmung als in 
den alten (jeweils ohne Berlin). 

Beschreibung der untersuchten Stichprobe
Bevor mit der Untersuchung der Korrelationen zwischen 

Tätigkeitsstatus und Erziehungszielen begonnen werden 

kann, ist zunächst eine deskriptive Analyse der Mütter in 

Deutschland gemäß den Daten des GGS nötig (Tabelle 3).

Die Zahl berufstätiger Mütter ist in den neuen Bundeslän-

dern merklich höher als in den alten, wirklich deutliche Ost-

West-Unterschiede gibt es aber erst bei den Arbeitsmarkt-

nahen und den Hausfrauen (Tabelle 3). Im Westen sind es 

jeweils 23 bzw. 18 % der Mütter, die sich zu einer dieser bei-

den Kategorien rechnen lassen, im Osten dagegen gibt es 

etwa ein Drittel Arbeitsmarktnahe und einen wirklich sehr 

kleinen Anteil an Hausfrauen, zumindest unter den Müttern 

mit höchstens 18-jährigen Kindern im Haushalt. Die knap-

pen drei Prozent in dieser Kategorie beruhen auf einer wirk-

lich verschwindend geringen absoluten Zahl, weshalb diese 

Prozentangabe eher als ein Orientierungswert, aber nicht als 

repräsentatives Ergebnis betrachtet werden darf. Dennoch 

vermittelt es einen Eindruck davon, dass der Anteil an Haus-

frauen in den neuen Bundesländern wirklich bedeutend un-

ter dem in Westdeutschland liegt. 

Der im Osten vergleichsweise große Anteil an arbeits-

marktnahen Müttern dagegen ist vor allem der hohen Ar-

beitslosigkeit geschuldet: Mehr als 70 % der arbeitsmarkt-

nahen Mütter in Ostdeutschland sind arbeitsuchend. Im 

Westen dagegen besteht dieselbe Gruppe zu einem Groß-

teil aus sich selbst als Hausfrauen bezeichnenden, aber in-

nerhalb der kommenden drei Jahre erwerbsorientierten 

Müttern. Als „arbeitslos“ bezeichnen sich nur 17 % der Ar-

beitsmarktnahen. Dies überschneidet sich mit der schon oft 

erhobenen Tatsache, dass sich Frauen in den neuen Bun-

desländern von vornherein deutlich häufi ger als „arbeitslos“ 

bzw. „arbeitssuchend“ beschreiben, während sich die Frau-

en in Westdeutschland, die vorrangig für Heim und Familie 

tätig sind, eher als „Hausfrauen“ bezeichnen1 (vgl. z.B. Geiß-

ler 2006: S. 105f.). Auch fi nden sich im Osten deutlich mehr 

Mütter, die von sich selbst sagen, arbeitslos, Hausfrau oder 

in Elternzeit zu sein, aber einen baldigen Weg zurück in die 

Berufstätigkeit suchen. Während dieser Anteil in den alten 

Bundesländern bei rund 56 % liegt, sind in den neuen fast 

90 % der Nichterwerbstätigen arbeitsmarktorientiert.

Dies deckt sich mit den Ergebnissen von Einstellungsum-

fragen zur traditionellen Arbeitsteilung in beiden Landes-

teilen. Das Modell mit dem männlichen Ernährer und der 

Hausfrau für das Familienmanagement fi ndet mit 53 % im 

Westen zweieinhalb mal so viel Zustimmung (vgl. Scheuer/ 

Dittmann 2007: S. 2), und auch die Frage, ob Kinder un-

ter der Berufstätigkeit ihrer Mutter leiden, fi ndet wesentlich 

mehr Befürworter in den alten als in den neuen Bundeslän-

dern. Betrachtet man die Zustimmung allerdings im Zeitver-

lauf seit der Wende, ist in ganz Deutschland eine deutliche 

Abkehr von dieser Haltung zu erkennen (vgl. Scheuer/ Ditt-

mann 2007: S. 4).

Leider würde es den Rahmen dieser Analyse sprengen, die 

Tätigkeitsstatus nach der Anzahl oder dem Alter der Kinder 

zu differenzieren. Untersuchungen an anderen Stellen bele-

1 Fast 18 % aller Frauen in den alten Bundesländern geben sich selbst den Titel „Hausfrau“, während sich kaum mehr als drei Prozent der 
Frauen Ostdeutschlands so bezeichnen. Stattdessen ordnen sich rund 16 % der ostdeutschen Frauen den Arbeitslosen zu, während sich 
nur 5 % der westdeutschen zu dieser Gruppe zählen.

Tabelle 3:  Tätigkeitsstatus der Mütter in den alten 

und neuen Bundesländern, in %

West Ost Gesamtdeutsch-
land

Berufstätige 59 64 60

Arbeitsmarkt-
nahe

23 33 25

Hausfrauen 18 3 16

Gesamt 100 100 100

Datenquelle: GGS, BIB
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gen allerdings, dass der Anteil der erwerbstätigen Mütter in 

beiden Landesteilen mit der Anzahl der Kinder stark sinkt, 

wobei das Erwerbstätigkeitsniveau in Ostdeutschland gene-

rell deutlich höher liegt (vgl. Brake 2008: S. 110). Weiterhin 

steigt der Anteil der berufstätigen Mütter mit dem Alter der 

Kinder bedeutend an, wiederum mit eindeutigen Ost-West-

Unterschieden (vgl. Kreyenfeld/Geisler 2006: S. 347ff.).

Die Erziehungsziele von berufstätigen, arbeitsmarkt-
nahen und als Hausfrau tätigen Müttern

Betrachtet man die von den Müttern als wichtigste Eigen-

schaften für ihre Kinder angegeben Werte in Tabelle 4, er-

kennt man sowohl deutliche Präferenzen insgesamt als auch 

merkliche Unterschiede zwischen Konventions- und Autono-

mie-Werten (Tabelle 4).

Die für am wichtigsten empfundenen Eigenschaften sind 

eindeutig Toleranz, Verantwortungsgefühl und gute Um-

gangsformen. Mit durchschnittlichen Zustimmungsraten 

zwischen 15 und 32 % konzentrieren sich bei Weitem die 

meisten Mütter bei ihrer Erziehung auf diese Eigenschaften. 

Deutlich weniger Bestätigung erhalten Werte wie Fleiß, Ge-

horsam, Unabhängigkeit und Entschlossenheit. Da jedoch 

ausdrücklich die wichtigste Eigenschaft für Kinder erfragt 

wurde, ist dieses Ergebnis einigermaßen einleuchtend. Den-

noch erkennt man Präferenzen. In der Tat fi nden Konven-

tions-Werte deutlich mehr Zustimmung bei den Hausfrauen 

als bei den Müttern in den ande-

ren Gruppen. Gute Umgangsfor-

men empfi nden 23 % der Fami-

lienmanagerinnen für besonders 

wichtig, während mit großem Ab-

stand nur rund 15 % der berufs-

tätigen Mütter darauf Wert le-

gen. Eine ähnliche Tendenz fi ndet 

sich beim Gehorsam: Diejenigen 

Mütter, die zurzeit nicht berufs-

tätig sind und demzufolge einen 

Großteil ihrer Zeit zu Hause ver-

bringen, legen mehr Wert auf den 

Gehorsam ihrer Kinder. Der Fleiß 

dagegen fällt aus diesem Sche-

ma heraus, ihn empfi nden die ar-

beitsmarktnahen und berufstäti-

gen Mütter, sicher gerade wegen 

ihrer Arbeitsmarktorientierung, 

als besonders bedeutend. Trotz-

dem zeigen sich insgesamt betrachtet tendenzielle Unter-

schiede zwischen den Berufstätigen, Arbeitsmarktnahen und 

Hausfrauen. Immerhin 32 % der letzteren wählen einen der 

drei Konventions-Werte als wichtigstes Erziehungsziel, unter 

den berufstätigen Müttern tun dies nur rund 25 %.

Genau gegenteilig verhält es sich bei den Autonomie-Wer-

ten. Obwohl Verantwortungsgefühl auch für rund 22 % der 

Hausfrauen besondere Bedeutung hat, fi ndet diese Eigen-

schaft um sieben Prozentpunkte mehr Bestätigung unter den 

berufstätigen Müttern. Auch Unabhängigkeit und Entschlos-

senheit, obwohl auf weit niedrigerem Niveau, fi nden mehr 

Zustimmung bei denjenigen, die dem Arbeitsmarkt nahe ste-

hen oder fest integriert sind. Zusammengefasst heben 40 % 

der Berufstätigen Autonomie-Werte in ihrer Erziehung her-

vor, während dies nur rund 29 % der Hausfrauen tun.

Toleranz, die Eigenschaft, die die meisten Mütter für ihre 

Kinder als besonders wichtig empfi nden, zeigt hingegen 

etwa gleiche Zustimmungswerte in allen Gruppen. Unabhän-

gig vom Tätigkeitsstatus fl ießt dieser Wert bei einem knap-

pen Drittel der Mütter als wichtigste Eigenschaft in die Kin-

dererziehung mit ein.

Zusammengefasst scheint tatsächlich ein Zusammenhang 

zwischen der Nähe der Mutter zum Arbeitsmarkt und der Be-

deutung von Autonomie-Werten in der Erziehung zu beste-

hen. Dies lässt die Bestätigung der ersten Hypothese in er-

reichbare Nähe rücken. Um Sicherheit zu erlangen, müssen 

Tabelle 4:    Wichtigste Erziehungsziele nach Tätigkeitsstatus, in %

Erziehungsziel Berufstätige
Arbeits-
marktnahe Hausfrauen Gesamt

Konvention

Gute Um-
gangsformen 15,3 17,4 22,8 17,0

Fleiß 8,0 8,0 6,4 7,7

Gehorsam 1,3 3,0 2,7 2,0

Gesamt 24,7 28,4 31,8 26,7

Autonomie

Unabhängig-
keit 8,3 9,1 4,6 7,9

Verantwor-
tungsgefühl 29,1 21,2 21,9 26,0

Entschlossen-
heit/Beharr-
lichkeit

3,0 2,8 2,3 2,8

Gesamt 40,3 33,1 28,6 36,7

Toleranz/Respekt für andere Menschen 31,6 32,2 30,9 31,6

Gesamt (fehlend von 100%: Fantasie, Spar-
samkeit, Religiöser Glaube, Selbstlosigkeit) 96,6 93,7 91,4 95,0

Datenquelle: GGS, BiB 
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jedoch die Kontextfaktoren auf ihren Einfl uss hin überprüft 

werden – angefangen zunächst bei der Herkunft der Mütter, 

auf der bekanntermaßen die zweite Annahme beruht, dass 

der größere Anteil an Hausfrauen in Westdeutschland zur 

durchschnittlich konventionelleren Erziehung in diesem Lan-

desteil beiträgt. Dafür seien nun zunächst die sechs hervor-

gehobenen Autonomie- und Konventions-Werte in ihren Ka-

tegorien zusammengefasst und die übrigen Eigenschaften 

außen vor gelassen. Das Bild gewinnt an Deutlichkeit, jedoch 

nicht in die vermutete Richtung (Tabelle 5 und 6).

Zu Beginn sei das Augenmerk jedoch erneut auf die An-

teile Gesamtdeutschlands gelenkt. Es fällt auf, dass die Kon-

ventions-Werte insgesamt weniger bedeutend sind als die 

Autonomie-Werte. Innerhalb der für diese Analyse zusam-

mengestellten Kategorien empfi nden durchschnittlich nur 

42 % aller Mütter Konventions-Werte als am wichtigsten für 

Kinder (Tabelle 6). 

Betrachtet man die Unterschiede zwischen berufstäti-

gen, arbeitsmarktnahen und als Hausfrau tätigen Müttern, 

zeigt sich deutlich der Bedeutungsanstieg der Konventions-

Werte mit der Distanz zum Arbeitsmarkt. Nur 38 % der be-

rufstätigen Mütter neigen zu konventionellen Erziehungszie-

len, während mehr als die Hälfte der Familienmanagerinnen 

ihren Kindern diese Eigenschaften mit auf den Weg geben 

wollen. Die zum Zeitpunkt der Befragung zu Hause tätigen, 

aber arbeitsmarktnahen Mütter bewegen sich diesbezüglich 

im Mittelfeld. 

Konzentriert man sich darüber hinaus auf die Unterschie-

de zwischen Ost und West, zeigt sich ein unerwartetes Bild: 

die großen Sprünge der Bedeutungsanteile bleiben zwischen 

den Tätigkeitsstatus zwar bestehen, überraschend ist jedoch 

die Unterschiedlichkeit zwischen den Landesteilen. Während 

von den ostdeutschen Hausfrauen leider für diese Analyse 

keine annähernd repräsentative Stichprobe mehr übrig ge-

blieben ist – zu erinnern ist hierbei an die lediglich drei Pro-

zent Hausfrauen in Tabelle 2 –, geben die restlichen Grup-

pen dennoch einen Überblick über die Verteilungen. In den 

neuen Bundesländern hat Konvention bei allen Müttern, ins-

besondere aber bei den nichtberufstätigen, einen merklich 

höheren Stellenwert als im übrigen Deutschland. Mit Abstän-

den von fast acht bzw. fünf Prozentpunkten liegen die ar-

beitsmarktnahen und berufstätigen Mütter klar unter den 

Landesdurchschnitten ihrer Gruppen. Dies trotzt der Annah-

me, dass die größere Zustimmung zum traditionellen Fami-

lienmodell in Westdeutschland auch in größerer Konventi-

onalität in der Erziehung resultiert. Im Gegenteil sind die 

Erziehungsziele in Ostdeutschland insgesamt etwas konven-

tioneller. Die Hypothese, die Erziehung im Osten sei stärker 

autonomiezentriert, muss damit klar verworfen werden. 

In Werttheorien werden solche Schwankungen und Un-

terschiede in Werteeinstellungen mit exogenen Unsicherhei-

ten erklärt, also solche wirtschaftlicher oder politischer Na-

tur2. Je größer diese exogenen Unsicherheiten sind, die auf 

die Menschen einwirken, desto mehr Bedeutung messen sie 

Werten zu, die trotz allem möglichst viel Ordnung, Sicher-

heit und Verlässlichkeit bringen. Leistung und sozialer Status 

Tabelle 5:  Zustimmung zu Autonomie-Werten nach 

Tätigkeitsstatus und Wohnort

Zustimmung zu Autonomie-Werten, in %

West Ost Gesamtdeutschland

Berufstätige 63,1 57,6 62,0

Arbeitsmarkt-
nahe 56,5 46,2 53,8

Hausfrauen 47,6 (–) 47,4

Durchschnitt 58,9 53,5 57,9

Datenquelle: GGS, BIB

2 In Ingleharts Theorie des postmateriellen Wertewandels gewinnen in exogener Sicherheit Werte wie Selbstentfaltung, Lebensqualität, 
Emanzipation und gesellschaftliche Beteiligung an Bedeutung, welche, wenn auch nicht mit absoluter Passgenauigkeit, mit Autonomie-
Werten vergleichbar sind. Zu Gunsten dieser postmaterialistischen verlieren hingegen die materialistischen Werte wie Leistung, Sicherheit, 
sozialer Aufstieg und Prestige an Wichtigkeit, welche wiederum mit Konformität und Konvention verwandt sind (Vgl. z.B. Kroh 2008: S. 
480f).

Tabelle 6:  Zustimmung zu Konventions-Werten nach 

Tätigkeitsstatus und Wohnort

Zustimmung zu Konventions-Werten, in %

West Ost Gesamtdeutschland

Berufstätige 36,9 42,4 38,0

Arbeitsmarkt-
nahe 43,5 53,8 46,2

Hausfrauen 52,4 (–) 52,6

Durchschnitt 41,1 46,5 42,1

Datenquelle: GGS, BIB
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stehen im Mittelpunkt, Konformitäts- und Konventions-Wer-

te werden besonders betont. Sind umgekehrt die exogenen 

Unsicherheiten gering, verlagert sich die Aufmerksamkeit 

der Menschen auf die eigene Person, Selbstverwirklichung 

und Autonomie stehen im Zentrum (vgl. Kroh 2008: S. 480f.; 

Meulemann 2002: S. 18f).

Um Werteinstellungen zu verstehen, müssen also die 

äußeren Umstände der Personen betrachtet werden. Damit 

erklären sich sowohl die langfristige Entwicklung, als auch 

die heutige Verteilung der Erziehungsziele: Während Auto-

nomie-Werte in der BRD in den Fünfzigern kaum 28 % Zu-

stimmung erhielten, betrug dieser Anteil kurz vor der Wen-

de immerhin 67 % (vgl. Meulemann 1996: S. 76). Nach dem 

Mauerfall ging der Anteil in Westdeutschland leicht, im Os-

ten jedoch stark zurück und pendelte sich bis 2001 in beiden 

Landesteilen zwischen 50 und 60 % Zustimmung ein (vgl. 

Meulemann 2002: S. 19). Auch neuere Untersuchungen be-

legen, dass sich die allgemeinen Wertvorstellungen von Ost 

und West angeglichen haben (vgl. Kroh 2008).

Die vorliegende Analyse hingegen kommt zu dem Ergeb-

nis, dass zumindest unter den Müttern Deutschlands und de-

ren Erziehungswerten noch deutliche Ost-West-Unterschiede 

bestehen. Tatsächlich lässt sich jedoch auch diese Beobach-

tung anhand des Argumentationsstrangs des Wertewandels 

erklären, denn gerade unter den Müttern Ostdeutschlands 

ist eine immer noch vergleichsweise große exogene Unsi-

cherheit plausibel. Wie bereits erwähnt besteht nach wie vor 

eine beachtliche Arbeitsmarktorientierung unter den Müttern 

in den neuen Bundesländern, das ostdeutsche Modell der 

vollzeiterwerbstätigen Mutter wird ähnlich wie zu DDR-Zei-

ten favorisiert. Dem stehen nun jedoch die Bedrohung durch 

Arbeitslosigkeit und wirtschaftliche Unsicherheit, sowie eine 

schwierigere Vereinbarkeit von Familie und Beruf gegenüber. 

Stärker als andere Teile der ostdeutschen Bevölkerung sind 

die Mütter daher vom strukturellen Wandel und der damit 

zusammenhängenden Unsicherheit betroffen gewesen und 

immer noch betroffen, während die Situation für die west-

deutschen Mütter nahezu unverändert blieb (vgl. Rosen-

zweig 2000). Dass die Autonomie-Werte unter den ostdeut-

schen Müttern deutlich weniger Zustimmung fi nden, obwohl 

Studien an anderer Stelle einander angeglichene Erziehungs-

ziele und Werteeinstellungen in der ost- und westdeutschen 

Bevölkerung belegen, ergibt also durchaus Sinn. 

Über die Ost-West-Unterschiede hinaus zeigte Tabelle 4 

eine deutliche Zunahme konventioneller Erziehungsziele mit 

der Distanz zum Arbeitsmarkt. Im Folgenden gilt es jedoch 

zu untersuchen, ob es tatsächlich die Arbeitsmarktnähe ist, 

die autonome Erziehungsziele begünstigt, oder ob mögli-

cherweise die Bildung der Mütter den größeren Einfl uss hat. 

Der Einfl uss der Bildung auf die Erziehungsziele
Kohn entdeckte, dass seine Kategorie „Self-direction“ 

stärker in der Mittel- bis Oberschicht und in Berufen mit Ei-

genregie ausgeprägt und „Conformity“ vor allem in der Ar-

beiterklasse zu fi nden war (Vgl. Kohn 1989: S. 22f.). Nicht 

allein deswegen ist es erforderlich, die bisher entdeckten 

Ergebnisse auch auf Einfl üsse des Bildungsniveaus als ein-

fl ussreichen Faktor auf sowohl Tätigkeitsstatus als auch Ein-

stellungen zu prüfen. Als Indikator für das Bildungsniveau 

dienen die Angaben der Mütter zu ihrem höchsten allge-

meinen Schulabschluss; für die Analyse 

wird zwischen den gebräuchlichsten For-

men „Haupt- oder Volksschulabschluss“, 

„Mittlere Reife“ und „(Fach-)Abitur“ un-

terschieden. Allein den Schulabschluss zu 

benutzen ist durchaus zweckmäßig, da 

er ein konsistenter Faktor ist, der sowohl 

den Sozialstatus, die Qualität der berufl i-

chen Ausbildung als auch den Berufsver-

lauf entscheidend mitbestimmt (Vgl. May-

er/ Blossfeld 1990: 307f.). Deshalb kann 

er als geeigneter Stellvertreter all dieser 

Faktoren für die Analyse herangezogen 

werden (Abbildung 1).

Zu Beginn sei jedoch der Zusammen-

hang zwischen der Bildung und dem Tä-
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Reife

(Fach-)
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abschluss
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Datenquelle: GGS 2005, grafische Darstellung: BiB
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Westdeutschland Ostdeutschland

Abbildung 1: Tätigkeitsstatus nach Schulabschluss in West- und Ostdeutsch-

land
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tigkeitsstatus überprüft. Wie sich in Abbildung 1 zeigt, nimmt 

der Anteil der nicht berufstätigen Mütter mit steigendem Bil-

dungsniveau merklich ab. Insbesondere in Ostdeutschland 

sind die Mütter mit höchstens einem Hauptschulabschluss 

weit seltener berufstätig als diejenigen mit höheren Ab-

schlüssen. Die Grafi k suggeriert weiterhin, dass es unter den 

Müttern mit niedriger Bildung keine einzige Hausfrau gibt. 

Dies ist jedoch als nicht repräsentativ zu betrachten, son-

dern sehr wahrscheinlich nur der relativ geringen Fallzahl ge-

schuldet. Obwohl auch in der Bevölkerung zu erwarten ist, 

dass der Anteil der Hausfrauen deutlich unter dem der alten 

Bundesländer liegt, sind wohl null Prozent eher utopisch. Die 

Daten für die alten Bundesländer vermitteln da einen zuver-

lässigeren Eindruck. Es zeigt sich, dass der Anteil der Haus-

frauen mit zunehmender Bildung deutlich sinkt. Eine gängige 

Erklärung hierfür sind die höheren Opportunitätskosten: Für 

eine höherqualifi zierte Mutter wäre eine langfristige Distanz 

zum Arbeitsmarkt teurer als für eine niedriger gebildete, da 

der Ersteren nicht nur ein potenziell höheres Einkommen 

entgeht, sondern sie auch ihre größeren Karrierechancen 

aufs Spiel setzt und einen Qualifi kationsverlust riskiert (vgl. 

z.B. Peuckert 2008: S. 120). 

Während die ostdeutschen Mütter mit Abitur zu einem 

deutlich größeren Anteil berufstätig sind als diejenigen im 

Westen Deutschlands, ist der Unterschied bei den Müttern 

mit einem Hauptschulabschluss umgekehrt gravierend: kaum 

ein Drittel der niedrig Gebildeten im Osten sind berufstätig, 

während etwa die Hälfte im Westen einen Job hat. Dies ist, 

gerade in dieser Bildungsschicht, vor allem der hohen Ar-

beitslosigkeit im Osten geschuldet (Abbildung 2). Betrach-

tet man nun den Zusammenhang zur Werte-Erziehung, zeigt 

sich, dass in den alten Bundesländern tat-

sächlich besonders die Bildung, aber vor 

allem in den unteren beiden Bildungs-

schichten deutlich auch der Tätigkeitssta-

tus einen Einfl uss auf die Zustimmung zu 

Autonomie-Werten zu haben scheint. Die 

Gruppe mit höherer Bildung dagegen legt 

insgesamt mehr Wert auf die Autonomie 

ihrer Kinder, mit nur einem leichten Vor-

sprung auf immerhin fast 73 % bei den 

berufstätigen Müttern. Dass jedoch auch 

die Hausfrauen dieses Bildungsniveaus die 

Autonomie so stark hervorheben, lässt sich 

vermutlich mit der Homogamie der Partner 

begründen, also ihrer Tendenz einen Part-

ner zu wählen, der möglichst ähnliche Eigenschaften hat, 

z.B. hinsichtlich der Bildung und der Weltanschauungen. Ho-

mogamie ist insbesondere für die höheren Bildungsschichten 

erwiesen (vgl. Heuzeroth/Dorbritz 2009). Ist also die Mut-

ter höher gebildet, ist sehr wahrscheinlich auch die Bildung 

des Partners und damit die sozioökonomische Lage der Fa-

milie besser (vgl. Hadjar 2006: S. 30ff). Diese Mütter leben 

demzufolge von weniger fi nanziellen Problemen belastet und 

können sich – innerhalb oder außerhalb der Berufswelt – 

selbst verwirklichen, ohne sich wirtschaftlichen, politischen 

oder gesellschaftlichen Strömungen unterwerfen zu müssen. 

Sie sind möglicherweise im Vereins- oder Gemeindewesen 

besonders aktiv und engagiert und entscheiden sich daher 

bewusst gegen einen Beruf und für das Hausfrauendasein – 

und liegen dennoch vom Vorurteil des „Heimchens am Herd“ 

weit entfernt. Diese Vermutung wäre empirisch weiter zu 

verfolgen, liefert jedoch zunächst eine Erklärung für die aus-

geprägte Autonomie in ihrer Kindererziehung.

Ein weitaus diffuseres Bild zeigt sich bei den Müttern in 

den neuen Bundesländern. Die in der Abbildung 2 vernach-

lässigten Kategorien basierten leider, wie sich schon in Abbil-

dung 1 andeutete, auf sehr kleinen und damit unrepräsen-

tativen Fallzahlen, die daraufhin außen vor gelassen werden 

mussten. Dennoch zeigt sich bei der Betrachtung der Werte 

für Ostdeutschland, dass die Bildung hier einen noch größe-

ren Einfl uss auf die Werte-Erziehung zu haben scheint. Be-

sonders diejenigen mit niedriger Bildung verfolgen sehr 

deutlich konventionellere Erziehungsziele.

Insgesamt zeigt sich in jedem Fall, dass das Bildungsni-

veau einen klaren Einfl uss auf die Zustimmung zu Konven-

tions- oder Autonomie-Werten in der Erziehung hat. In den 
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Abbildung 2: Zustimmung nach autonomen Erziehungszielen nach Tätigkeits-

status und Bildungsniveau in West- und Ostdeutschland
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bereits erwähnten Werttheorien wird dies damit begründet, 

dass sich höher Gebildete meist auch in einer besseren so-

zioökonomischen Lage befi nden und damit seltener Erfah-

rungen mit Unsicherheit und Benachteiligung gemacht ha-

ben. Deshalb können sie sich, wie zuvor erläutert, eher auf 

ihre eigene Person konzentrieren (vgl. Kroh 2008: S. 483; 

Hadjar 2006: S. 205f). Dennoch spielt auch der Tätigkeits-

status in der Werte-Erziehung eine Rolle. Obwohl die Unter-

schiede in den höheren Bildungsschichten nur marginal sind, 

zeigt sich doch in Abbildung 2 zumindest für Westdeutsch-

land, dass berufstätige Mütter mit einem Hauptschulab-

schluss oder der Mittleren Reife deutlich häufi ger Wert auf 

die Autonomie ihrer Kinder legen, als Hausfrauen mit dem 

gleichen Bildungsniveau.

Fazit
Fasst man die Ergebnisse nun zusammen, zeigt sich, dass 

durchaus ein Zusammenhang zwischen dem Tätigkeitssta-

tus und der Einstellung zu Konventions- bzw. Autonomie-

Werten besteht. Dieser wird jedoch stark vom Einfl uss der 

Bildung erklärt: Mit steigender Bildung gibt es sowohl immer 

weniger Mütter, die sich zur „Nur-Hausfrau“ berufen fühlen, 

als auch immer weniger Hervorhebung von konventionellen 

Erziehungszielen. Besonders in der höheren Bildungsschicht 

Westdeutschlands wird dies deutlich, hier lässt sich gar kein 

Einfl uss des Tätigkeitsstatus mehr nachweisen. Um hinge-

gen zuverlässige Aussagen für die neuen Bundesländer tref-

fen zu können, wären weitere Untersuchungen mit größeren 

Fallzahlen vonnöten.

Daraus ergibt sich, dass die erste Hypothese, dass die 

Wertlegung auf Autonomie in der Erziehung mit der Nähe 

zum Arbeitsmarkt steigt, zwar bestätigt werden kann, die 

Erklärungskraft hierfür jedoch zu einem großen Teil im Bil-

dungsniveau der Mutter und der wirtschaftlich-gesellschaft-

lichen Situation liegt. Berufstätigkeit und höhere Bildung be-

dingen eine bessere sozioökonomische Lage, Situationen der 

äußeren Unsicherheit werden seltener, in Werte-Einstellun-

gen und -Erziehung haben Selbstverwirklichung und Auto-

nomie Raum. 

Die zweite Hypothese, dass der kleinere Anteil an Haus-

frauen in Ostdeutschland die Wichtigkeit der Autonomie-

Werte dort erklärt, muss komplett verworfen werden. Im 

Gegenteil sind die neuen Bundesländer eher konventionel-

ler eingestellt als die alten. Dies lässt sich wiederum mit der 

exogenen Unsicherheit der Mütter im Osten erklären, insbe-

sondere die Arbeitslosigkeit fordert ihren Tribut.

Insgesamt zeigt sich, dass die Autonomie-Werte in der 

Erziehung der Kinder Deutschlands überwiegen, Konventio-

nen jedoch nicht aus den Augen verloren werden. Unabhän-

gigkeit und Verantwortungsgefühl gehen einher mit guten 

Umgangsformen und Fleiß – eine gute Basis für selbständi-

ge, verantwortungsvolle Menschen, die aber ihre Ellenbogen 

nicht gegen andere einsetzen. 

Um weitere Aussagen über die Einstellungen der kom-

menden Generationen treffen zu können, müssten jedoch 

weitere Analysen getätigt werden, die dann auch andere fa-

miliale und gesellschaftliche Aspekte berücksichtigen. Ge-

wisse Einfl üsse auf die Erziehung lassen sich beispielsweise 

von der Anzahl und dem Alter der Kinder erwarten, eben-

so von der Binnenwanderung, die die Mutter zurückgelegt 

hat und ihrem Erwerbsstatus in ihrem Job. Diese Ergebnis-

se ließen sich dann mit der gesellschaftlichen Entwicklung 

vergleichen, weitere Schlüsse und Prognosen über die (zu-

künftigen) Werte von Frauen und Kindern wären möglich. 

Bis dahin hofft allerdings dieser Bericht einen Eindruck von 

den Einstellungen der Mütter Deutschlands und deren Prä-

missen in der Erziehung der kommenden Generationen ge-

geben zu haben.
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Juliane Roloff

Informelle und materielle Hilfe-/Unterstützungsleistungen – Wer sind die Akteu-
re?

Angesichts einer alternden Gesellschaft, die unter  
anderem durch eine zunehmende Zahl allein leben-
der, vor allem sehr alter, Menschen geprägt ist, ge-
winnen informelle Hilfe- wie auch materielle /Un-
terstützungsleistungen immer mehr an Bedeutung. 
Diese sind eine besondere Dimension sozialer Be-
ziehungen. „Soziale Beziehungen sind Gegenstand 
klassischer mikrosoziologischer und sozialpsycholo-
gischer Theorien … Der Begriff der sozialen Beziehun-
gen bezeichnet … die wechselseitige Beeinfl ussung 
des Verhaltens von Individuen. … Soziale Beziehun-
gen lassen sich unter verschiedenen Gesichtspunk-
ten klassifi zieren“ – darunter nach der „Leistung der 
sozialen Beziehung“ (Wagner; Schütze; Lang 1996: 
304). Und hierunter fallen somit auch informelle und 
materielle Hilfe-/ Unterstützungsleistungen. 

Während man unter materieller Unterstützung Sach- und 

Geldgeschenke an Personen vorwiegend innerhalb, aber 

auch außerhalb der Familien versteht, wird informelle Hil-

fe oder auch informelle Arbeit defi niert als „produktive Tä-

tigkeiten für die (a) kein Lohn gezahlt wird und/oder (b) für 

die keine Steuern oder Sozialversicherungsbeiträge entrich-

tet werden und die somit in keiner offi ziellen Statistik auftau-

chen … Familiäre Beziehungen spielen aufgrund räumlicher 

Nähe zwischen den Familienmitgliedern eine wichtige Rol-

le bei informellen Unterstützungsleistungen“ (Hank/Erling-

hagen 2008: 11). Findet informelle Arbeit in Anbindung an 

eine Organisation außerhalb privater Haushalte bzw. außer-

halb der Familie statt, spricht man in der Regel von ehren-

amtlicher Tätigkeit bzw. ehrenamtlichem Engagement (sie-

he ebenda: 12).

Literatur über informelle und materielle Leistungen fi ndet 

man überwiegend im Kontext mit deren Intensität während 

der zweiten Lebenshälfte, des Übergangs von der Erwerbs-

arbeit zur Rente oder des dritten Lebensalters (in der Regel 

60 bis 75 Jahre) zudem verbunden mit der Frage nach de-

ren Unterstützungspotenzial. Stellvertretend für viele hierfür 

seien neuere Beiträge genannt von Kohli/Künemund/Motel-

Klingebiel/Szydlik 2000; Künemund 2006; Hank/Stuck 2008; 

Erlinghagen 2008. Fast alle diese Beiträge beruhen auf Er-

gebnissen des Alterssurvey, des „Survey of Health, Ageing 

and Retirement in Europe“ (SHARE) und des Sozio-oekono-

mischen Panels (SOEP)1.

Der vorliegende Beitrag befasst sich mit der Frage, wer 

überhaupt die Akteure der informellen und materiellen Hil-

fe-/Unterstützungsleistungen (die Helfenden und Schenken-

den) sind. Hierfür werden ihre soziodemografi schen Merk-

male wie Alter, Geschlecht, Partner- und Elternschaft und 

solche sozioökonomischen Charakteristika wie Bildung, Er-

werbsstatus und Einkommenslage näher untersucht. Es wird 

dann anhand multivariater Analysen der Frage nachgegan-

gen, ob und inwieweit Zusammenhänge zwischen den o. a. 

Merkmalen der Akteure und zum einen ihren informellen Tä-

tigkeiten und zum anderen ihren materiellen Leistungen be-

stehen.

Grundlage hierfür bildet eine Auswertung gewichteter Da-

ten von 10.017 Frauen und Männern im Alter von 18 bis 79 

Jahren der 1. Welle des deutschen Generations and Gender 

Survey. „Der Generations and Gender Survey (GGS) ist eine 

Bevölkerungsumfrage, die erstmals im Jahr 2005 in Deutsch-

land im Auftrag des Bundesinstitutes für Bevölkerungsfor-

schung (BIB) … durchgeführt wurde. Im Mittelpunkt der Um-

frage stehen Fragen zu Fertilität, Partnerschaftsentwicklung 

und Generationenbeziehungen“ (Ruckdeschel et al. 2006: 

7).

Die vorliegenden Ergebnisse sollen als Ergänzung zu den 

oben angeführten Veröffentlichungen dienen. Zudem sollen 

Rückschlüsse auf das künftige Hilfe-/Unterstützungspoten-

zial der Familienangehörigen, aber auch von Freunden, Be-

kannten und Nachbarn gezogen werden.

1 Der Alterssurvey des Deutschen Zentrums für Altersfragen, finanziell gefördert vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend, ist eine bundesweite repräsentative Befragung von Personen im Alter zwischen 40 und 91 Jahren. Er wurde in den Jahren 1996 
und 2002 durchgeführt. Die dritte Befragungswelle erfolgte im Jahr 2008. Der 2004 in 11 Ländern erstmals erhobene SHARE enthält Mikro-
daten zur Gesundheit, der sozioökonomischen Lage und sozialen und familiären Netzwerken von 40 Tausend Personen im Alter von 50 und 
mehr Jahren. Das SOEP ist eine seit 1984 repräsentative Wiederholungsbefragung von denselben Personen und Familien. In der 1. Welle 
(1984) beteiligten daran in Westdeutschland 5.921 Haushalte mit 12.290 Personen; in der 24. Welle (2007) waren es (sowohl in West- als 
auch Ostdeutschland) noch 3.337 Haushalte mit 5.963 Personen (DIW), wobei im Laufe der Jahre die Stichprobe ergänzt und aufgestockt 
wurde.
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Ergebnisse

1. Kinderbetreuung
Von allen im GGS befragten Frauen und Männern hatten 

778 bzw. 7,8  % regelmäßig nicht eigene Kinder im Alter von 

0 bis unter 14 Jahre betreut2.

Abbildung 1 gibt einen Überblick über die Personen, 

denen bei der Betreuung der Kinder regelmäßig gehol-

fen wurde. Mit 29,6 % stehen hier an erster Stelle die 

Töchter. Bereits an zweiter Stelle, noch vor den Söhnen 

(13,9 %), folgen Freunde, Bekannte, Nachbarn und/

oder Kollegen (19,9 %)3. 

10,8 % der Personen, denen bei der Kinderbetreu-

ung geholfen wurde, lebten zu dieser Zeit mit im glei-

chen Haushalt.

Dass den Söhnen im Vergleich zu den Töchtern bei 

der Betreuung ihrer Kinder in einem prozentual gerin-

gerem Maße geholfen wird, dürfte damit zusammen 

hängen, dass den Söhnen in ihrer Eigenschaft als Väter 

zumeist eine (Ehe-)Partnerin zur Seite steht. 

Frauen sind im Allgemeinen mehr für die Kinder-

betreuung verantwortlich als Männer, was anhand der 

Abbildung 2 sehr deutlich zu sehen ist: Auf die Frage 

hin, wer, wenn man mit Kindern zusammen lebt, im 

Haushalt z.B. die Aufgabe „Kinder ankleiden oder dar-

auf achten, dass sie richtig angezogen sind“ normaler-

weise erledigt, antwortete die übergroße Mehrheit der 

Frauen mit unter 14-jährigen Kindern (87,7 %), dass 

sie es allein täten. 11,4 % der Frauen gaben an, dass 

sie und ihr Partner dies ungefähr gleich oft erledigen 

würden. Dahingegen ist nur ein Bruchteil der Partner 

(1 %) allein dafür verantwortlich. Die Aufgaben „Kin-

der bei Krankheit betreuen“, „Kinder zu Aktivitäten (z.B. 

zum Kindergarten, zur Schule) fahren“ „Kinder bei den 

Hausaufgaben betreuen“, und „Kinder ins Bett bringen“ 

werden ebenfalls von den Frauen mehrheitlich allein be-

wältigt. Eine Ausnahme bildet nur „Freizeit mit den Kin-

dern verbringen“: Hieran sind zu einem relativ hohem 

Anteil (47,3 %) beide Partner gemeinsam beteiligt. Da-

gegen werden alle übrigen in Abbildung 2 aufgeführten 

Aufgaben von den (Ehe-)Männern so gut wie gar nicht 

allein übernommen.

Somit verwundert es auch nicht, dass 65,4 % der 

Befragten, die anderen Personen bei der Kinderbetreuung 

geholfen hatten, Frauen waren. 

Die geschlechtsspezifi schen Unterschiede der Betreu-

ungsleistungen sind unabhängig vom jeweiligen Erwerbssta-

tus gegeben. 8,2 % der erwerbstätigen Frauen, aber nur 

4,4 % der erwerbstätigen Männer waren an der Kinderbe-
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Abbildung 1:  Wem wird regelmäßig bei der Kinderbetreuung ge-

holfen? (nur Angaben ab 1 %)
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Kinder zu Aktivitäten
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BiBDatenquelle: GGS 2005, eigene Berechnungen, Grafische Darstellung: BiB

Abbildung 2:  Wer erledigt Aufgaben der Kinderbetreuung im 

Haushalt? (je 100 befragte Frauen) 

2 Die entsprechende Frage im GGS lautet: „Haben Sie in den letzten zwölf Monaten anderen Personen regelmäßig bei der Kinderbetreuung 
geholfen?“

3 Leider wurde hier nicht differenzierter gefragt – z.B. nur Freunde oder nur Nachbarn.



14    Bevölkerungsforschung Aktuell 06/2010 

Analysen aus dem BiB

treuung beteiligt. Bei den Arbeitslosen war die Differenz zwi-

schen Frauen (8 %) und Männern (6,1 %) noch vergleichs-

weise gering. Dagegen sind die Unterschiede bei den sich in 

Ausbildung/Studium zum einen, im Ruhestand zum anderen 

befi ndlichen Probanden augenfällig: 5,7 % der auszubilden-

den/studierenden Männer halfen anderen bei der Kinderbe-

treuung; mit 18,1 % der analogen Frauengruppe war es um 

ein Vielfaches mehr. Bei den Ruheständlern machte der Ab-

stand 7,8 % (Männer) zu 14,6 % (Frauen) aus. 9,5 % der im 

GGS ausgewiesenen Hausfrauen4 betreuten andere Kinder.

75,2 % der Frauen und Männer, die anderen bei der Kin-

derbetreuung halfen, hatten selbst Kinder, davon 23,8 % ein 

Kind und 31,9 % zwei Kinder.

In Bezug auf das Alter der Helfenden lässt sich feststellen, 

dass Jüngere (hier unter 50-Jährige) in erster Linie Freun-

de, Bekannte, Nachbarn, Kollegen bei der Kinderbetreuung 

unterstützten: 34,2 % der 18- bis 29-Jährigen, 42,7 % der 

30- bis 39-Jährigen und 31,8 % der 40- bis 49-Jährigen. 

Im Vergleich hierzu waren es nur wenige 5 bzw. 4,4 % der 

50- bis 64- bzw. 65- bis 79-Jährigen. Diese betreuten viel-

mehr die Kinder zum einen ihrer Töchter (57 bzw. 45,6 %), 

von den Jüngeren waren es hier nur die 40- bis 49-Jährigen 

(17,3 %). Zum anderen halfen 20,8 % der 50- bis 64-Jähri-

gen und 30 % der 65- bis 79-Jährigen ihren Söhnen bei der 

Betreuung der Kinder. Demgegenüber hatten 2,7 % der 18- 

bis 29-Jährigen und mit 4,5 % ebenfalls nur relativ wenige 

der 40- bis 49-Jährigen diese Hilfe geleistet.

Insbesondere bei den Älteren dürfte es sich wohl unter 

anderem auch um ihre Enkelkinder handeln. Eine entspre-

chende nähere Untersuchung ergab, dass 16,5 % der 50- 

bis 79-Jährigen, die bereits Groß- und Urgroßeltern waren 

(n= 2.326), regelmäßig ihre unter 14-jährigen (Ur-)Enkelkin-

der betreuten, und davon waren es in der Mehrheit, 71,4 %, 

Frauen. Das ist mit ein Beleg dafür, dass Großmütter inner-

halb der Familie die ersten Ansprechpartner für die Kinder-

betreuung sind und somit gilt: „Die Enkelbetreuung ist quan-

titativ mit am bedeutsamsten und bildet ein Band zwischen 

der Tochtergeneration und den Müttern bzw. Großmüttern. 

Denn im Rahmen von geschlechtsspezifi scher Arbeitsteilung 

ist es deren Rolle; und sie unterstützen damit Töchter und 

Schwiegertöchter“ (Dallinger/Walter 1999: 72).

2. Hilfe bei Alltagsverrichtungen (Pfl ege)
535 bzw. 5,3 % der im GGS befragen Frauen und Männer 

hatten anderen Personen bei täglichen Verrichtungen gehol-

fen.5

Einen allgemeinen Überblick über die Zielgruppen der re-

gelmäßigen Hilfe bei täglichen Verrichtungen vermittelt dazu 

Abbildung 3.

Es wird deutlich, und dies bestätigen auch andere soziolo-

gische Erhebungen, dass Eltern und (Ehe-)Partner/innen die 

Hauptadressaten für Hilfe- und Pfl egeleistungen sind: 29 % 

der im GGS befragten Frauen und Männer halfen ihrer Mut-

ter, 18,3 % dem/der (Ehe-)Partner/in und 10,5 % dem Vater. 

Dem folgen aber bereits an vierter Stelle mit 8,4 % Freunde, 

Bekannte etc. (vgl. Abbildung 3).

Es liegt nahe, dass die zu betreuenden Partner/innen zum 

einen und die Kinder zum anderen mit im Haushalt der Hel-

fenden wohnen. Von den Eltern (einschl. Schwiegereltern), 

die Hilfe bei den Alltagsverrichtungen benötigten, waren 

29,4 % im Haushalt ihrer (Schwieger-)Kinder anzutreffen.

Insbesondere Eltern6, die allein lebten, erfuhren von ih-

ren Kindern Hilfe. Das betraf 73 % bzw. 80 % aller zu be-

treuenden Mütter bzw. Väter. Zudem wurde vor allem hoch-

betagten Eltern bei den alltäglichen Verrichtungen geholfen. 

61 % der Mütter bzw. 54,8 % der Väter, die von ihren Kin-
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BiBDatenquelle: GGS 2005, eigene Berechnungen, Grafische Darstellung: BiB
* Einschließlich Kollegen

Abbildung 3:  Wem wurde bei täglichen Verrichtungen ge-

holfen (nur Angaben ab einem Prozent)?

4 Mit einer Fallzahl von 22 waren hier die Männer unterpräsentiert.
5 Im GGS wird dazu gefragt: „Haben Sie in den letzten zwölf Monaten anderen Personen regelmäßig bei täglichen Verrichtungen, wie z.B. 

essen aufstehen, anziehen, baden oder zur Toilette gehen, geholfen? (Bitte zählen Sie Kinderbetreuung nicht dazu)“
6 Im Zusammenhang mit Hilfeleistungen bei Krankheit wären auch die soziodemografischen Merkmale (wie unter anderem Alter, Lebens-

form, Beeinträchtigungen) aller Empfänger der analogen Leistungen von Interesse. Dies konnte mit dem GGS nicht geleistet werden.
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dern betreut wurden, waren 80 Jahre und älter. Dies ist in-

sofern nicht verwunderlich, da ja gerade bei den Hochbe-

tagten die Zahl der Pfl egebedürftigen besonders hoch ist. 

Entsprechend der amtlichen Pfl egestatistik 2007 waren we-

nige 0,5 % der unter 60-Jährigen, 2,2 % der 60- bis 69-Jäh-

rigen, 7 % der 70- bis 79-Jährigen, hingegen 30,9 % der ab 

80-Jährigen pfl egebedürftig. 

Abbildung 4 zeigt, dass die Tatsache „je älter, um so hö-

her ist das Risiko für eine Pfl egebedürftigkeit“ auch für die 

Mütter und Väter der im GGS Befragten ihre Gültigkeit hat. 

Die entsprechende Frage lautete: „Ist Ihre Mutter/Ihr Va-

ter aufgrund von körperlichen und geistigen Problemen oder 

Behinderungen in ihrer/seiner Fähigkeit eingeschränkt, nor-

male Alltagsverrichtungen auszuführen?“ Bejaht wurde dies 

von 605 (13,9 %) der Befragten für ihre Mutter und von 323 

(10,3 %) für den Vater. Anhand der Abbildung 4 ist zu se-

hen, dass der höchste Anteil der behinderten Mütter/Väter 

mit 44,4 bzw. 33,7 % bei den Hochbetagten liegt. Im Ver-

gleich dazu waren von den 60 bis 69 Jahre alten Mütter und 

Vätern keine 10 Prozent (6,9 bzw. 7,3 %) in ihren Alltagsver-

richtungen eingeschränkt.

Augenfällig sind bei den Hochbetagten die zwischen Müt-

tern und Vätern unterschiedlich hohen Anteile der gesund-

heitlich Eingeschränkten. Diese Geschlechterdifferenz wird 

von der amtlichen Statistik bestätigt: „Auffallend ist, dass 

Frauen ab ca. dem achtzigsten Lebensjahr eine deutlich hö-

here Pfl egequote aufweisen – also eher pfl egebedürf-

tig sind als Männer dieser Altersgruppen. So beträgt z. 

B. bei den 85- bis unter 90-jährigen Frauen die Pfl ege-

quote 41 %, bei den Männern gleichen Alters hingegen 

„nur“28 %“ (Statistisches Bundesamt 2008: 5).7

Im Kontext mit dem Alter der helfenden Personen las-

sen sich ebenfalls unterschiedliche Dimensionen fest-

stellen. Am wenigsten hatten die beiden unteren Alters-

gruppen Hilfe-/Pfl egeleistungen übernommen: Von den 

18- bis 29-Jährigen waren es lediglich 65 Personen bzw. 

3,7 % und von den 30- bis 39-Jährigen nur 67 Personen 

bzw. 3,4 %. Dagegen waren es bei den beiden ältesten 

Gruppen um einiges mehr: 187 Personen bzw. 7,8 % der 

50- bis 64-Jährigen und 109 Personen bzw. 6,1 % der 

65- bis 79-Jährigen. 41,7 % der 50- bis 64-Jährigen hal-

fen ihrer Mutter; dem folgen der Vater (16 %) und (Ehe-)

Partner/in (11,2 %). Bei den 65- bis 79-Jährigen war da-

hingegen der/die Partner/in mit 50,5 % der Hauptadressat 

ihrer Hilfeleistungen. Gerade in diesem Alter lässt sich ein re-

lativ hoher Anteil pfl egender Männer feststellen. Die Auswer-

tung des GGS ergab, dass 44,6 % der 65- bis 79-Jährigen, 

die ihrem/ihrer Partner/in bei den täglichen Verrichtungen 

halfen, männlich sind. Das bestätigen u. a. Untersuchungen 

von Schupp/Künemund (2004): „…aber auch über 60-jähri-

ge Männer sind überdurchschnittlich häufi g pfl egerisch tätig. 

Dies mag zunächst überraschen, ist aber dadurch zu erklä-

ren, dass sich Studien zur Versorgung Pfl egebedürftiger ge-

wöhnlich an Hauptpfl egepersonen orientieren, und dies sind 

meist Frauen … Männer beteiligen sich aber in hohem und 

steigendem Maße aktiv an der Pfl ege“. 

Doch insgesamt betrachtet übernehmen nach wie vor 

mehrheitlich Frauen Hilfe-/Pfl egeleistungen. So waren 

63,4 % aller im GGS Befragten, die anderen Personen bei 

normalen Alltagsverrichtungen halfen, weiblich. Darunter 

betrug der Frauenanteil derer, die ihre (Schwieger-)Eltern 

unterstützten 60,7 %.

Augenfällig sind die geschlechtsspezifi schen Unterschie-

de der Pfl egeleistungen unter dem Aspekt des Erwerbssta-

tus, wie das Beispiel der 50- bis 64-Jährigen8 zeigt. 9,3 % 

der erwerbstätigen Frauen, jedoch nur 4,4 % der gleichalt-

rigen erwerbstätigen Männer waren als Hilfe-/Pfl egeperso-

nen im GGS ausgewiesen. Von den Arbeitslosen waren es 

12,3 % der Frauen, dahingegen 7,1 % der Männer. Auch bei 
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Abbildung 4:  Anteil von Mutter/Vater der im GGS befragten 

Personen, die wegen körperlicher/geistiger Be-

hinderungen in ihren normalen Alltagsverrichtun-

gen eingeschränkt sind nach dem Alter

7 Zu den Hauptursachen für diesen Tatbestand – siehe Roloff 2009
8 Diese Gruppe weist mit 35,1 % den gegenüber den übrigen Altersgruppen höchsten Anteil der Helfenden auf.
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den Ruheständlern waren es mehr Frauen (9 %) als Män-

ner (4,4 %). Den höchsten Anteil an Hilfeleistenden wie-

sen die Hausfrauen (nur Frauen) mit 13,5 % aus. An dieser 

Stelle sei erwähnt, dass 88 % der helfenden 50- bis 64-jäh-

rigen Hausfrauen vorher im Berufsleben gestanden hatten. 

Ob sie wegen der Pfl egetätigkeiten ihre Erwerbstätigkeit auf-

gegeben haben, muss jedoch offen bleiben. In diesem Zu-

sammenhang wäre eine nähere Analyse der Wechselwirkung 

zwischen Frauenerwerbstätigkeit und informellen Tätigkei-

ten der Frauen von Interesse.

Für die informellen Hilfen zusammengenommen sei er-

wähnt, dass „das wechselseitige Gewähren von Dienstleis-

tungen wie Krankversorgung, Haushaltshilfen, Kinderbetreu-

ung oder Pfl egehilfe, die ja allesamt nur bei persönlicher 

Anwesenheit erbracht werden können, mit Zunahme der 

Wohnentfernung zurück (geht)“ (Dallinger/Walter 1999: 57). 

Diese Tatsache bestätigen auch die Auswertungsergebnisse 

des GGS – hier am Beispiel der Hilfeleistungen von Kindern 

gegenüber ihren alleinlebenden Müttern: Von den Befragten, 

die ihre alleinlebende Mutter regelmäßig pfl egten, wohnten 

71,1 % nicht mehr als eine halbe Stunde von ihr entfernt.

3. Materielle Hilfe-/Unterstützungsleistungen 
(materielle Transfers)

Geld, Vermögen und/oder Sachvermögen hatten 

410 bzw. 4,2 % aller im GGS Befragten9 an nicht mit im 

Haushalt lebende Personen gegeben.

Abbildung 5 belegt zahlreiche soziologische Unter-

suchungen, darunter von Motel/Szydlik, „dass die pri-

vaten Geld- und Sachtransfers vor allem innerhalb von 

Familien geleistet werden und insbesondere zwischen 

Familienmitgliedern verschiedener Generationen erfol-

gen – in den meisten Fällen zwischen Eltern und Kin-

dern“ (1999: 11). 

72,2 % aller im GGS befragten Personen, die Geld-/

Sachgeschenke leisteten, taten dies gegenüber ihren 

Söhnen (37,3 %) und Töchtern (34,9 %). Und somit 

waren auch 65,9 % aller Schenkenden 50 Jahre und 

älter.

Dass Enkelkinder direkt beschenkt werden, ist dem-

gegenüber relativ selten, was ebenso für alle übrigen 

Verwandten, aber auch Nichtverwandten zutrifft (vgl. 

Abbildung 5). Und das heißt: „Wer private Transfers er-

forscht, muss sich somit primär mit den Beziehungen zwi-

schen Eltern und ihren Kindern beschäftigen“ (Motel/Szyd-

lik 1999: 12). 

Nahezu alle der an die Kinder geleisteten Geschenke 

(95 %) waren Geld und/oder Vermögen. 

41,2 % der Geldgeschenke an die Töchter erfolgten re-

gelmäßig und 30,3 % gelegentlich. Ein fast analoges Bild 

ergibt sich bei den fi nanziellen Transfers an die Söhne – 

41,9 % regelmäßig und 30,2 % gelegentlich. Bei den regel-

mäßigen Geldgeschenken dürfte es sich um Unterstützungs-

leistungen handeln. „Seitens der Kinder ist es deren Bedarf, 

der zu materieller Unterstützung veranlasst, abzulesen dar-

an, dass häufi ger arbeitslose oder in Ausbildung befi ndliche 

Kinder mit Unterstützung rechnen können“ (Dallinger/Wal-

ter 1999: 75). Anhand der Daten des GGS ergab sich, dass 

76,5 % der Kinder, die regelmäßig Geld von den Eltern er-

hielten, Auszubildende bzw. Studierende waren. 

„Die Bedeutung der intergenerationalen privaten Trans-

fers äußert sich jedoch nicht in ihrer Häufi gkeit, sondern 

auch in ihrem Wert“ (Motel/Szydlik 1999: 13). Entsprechend 

der Daten im GGS machte der durchschnittliche Gesamtwert 
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Abbildung 5:  Wer erhielt Geld und Sachgeschenke (nur Angaben 

ab 1 %)?

9 Dazu lautet die Frage im GGS: „Haben Sie oder Ihr(e) (Ehe-)Partner/in in den letzten zwölf Monaten einmal, gelegentlich oder regelmäßig 
Geld, Vermögen oder Sachvermögen an eine Person außerhalb Ihres Haushaltes gegeben? Denken Sie dabei bitte auch an Grundstücke 
und Besitzrechte, die Sie oder Ihr(e) (Ehe-)Partner/in in dieser Zeit jemanden übertragen haben und schließen Sie regelmäßige Zahlungen, 
zu denen Sie verpflichtet sind, aus.“



   Bevölkerungsforschung Aktuell 06/2010 17

Analysen aus dem BiB

der von den Eltern an die Kinder geschenkten Gelder, Vermö-

gen und Sachvermögen 1.541 € pro Jahr aus. Wie Abbildung 

6 zeigt, sind die Beträge relativ breit gefächert. Auf der einen 

Seite bekamen 15,4 % der Söhne und Töchter unter 500 € 

und auf der anderen Seite 14,6 % 10.000 € und mehr ge-

schenkt. Der vergleichsweise höchste Anteil lag mit 20,2 % 

bei 2.000 bis unter 5.000 €.

„Ob Eltern überhaupt materielle Transfers leisten, hängt 

erwartungsgemäß insbesondere von deren Einkommens- 

und Vermögenslage ab. Auch spielt der Familienstand des 

Gebers eine Rolle, insofern als partnerlose Eltern, also meist 

Witwen oder Geschiedene, weniger transferieren als solche 

mit Partner. Beide Gruppen sind bekanntlich ökonomisch re-

lativ schlecht gestellt.“ Und: „Naheliegenderweise übt zu-

dem die Enge der Beziehung einen positiven Einfl uss auf das 

Gewähren von materieller Hilfe aus“ (Dallinger/Walter 1999: 

75). Das lässt sich anhand des GGS gut nachvollziehen:

Keine ein Prozent, d.h. 0,8 % der Eltern mit einem gerin- 

gen Einkommen10, dagegen 3,7 % mit einem mittleren 

und (um eine Vielfaches mehr) 7,5 % mit einem hohen 

Einkommen hatten ihren Kindern Sach-/Geldwerte ge-

schenkt. Die Einkommenslage ist eng verknüpft mit dem 

Bildungsniveau11. Und so sind es hier auch die 

Eltern mit der geringsten Bildung, die am we-

nigsten materielle Transfers aufweisen: 1,9 % 

gegenüber 2,5 % der mit einem mittleren und 

5,5 % derer mit einem hohen Bildungsniveau.

29,4 % der Eltern mit Transferleistungen  

waren zum Zeitpunkt der Befragung partner-

los. 

Eltern, die gegenüber ihren Kindern Geld-/ 

Sachgeschenke tätigten, waren mit der Bezie-

hung zu ihnen etwas zufriedener (arithmeti-

sches Mittel = 9,0) als diejenigen ohne Trans-

ferleistungen (arithmetisches Mittel = 8,7).12

Zusammenfassung
Die vorliegende Analyse ergibt zusammenfas-

send Folgendes:

Allgemein betrachtet fi nden Hilfe-/Unterstützungsleis- 

tungen in erster Linie innerhalb der Familien statt. Dem 

folgen bereits als nächste Adressaten „Freunde, Bekann-

te, Nachbarn“. Für weiterführende Untersuchungen wäre 

eine gesonderte Analyse dieser Gruppe empfehlenswert. 

Gerade im Alter sind Freunde und/oder Bekannte und/

oder Nachbarn ein bedeutender Faktor innerhalb sozialer 

Netzwerke (vgl. Wagner/Schütze/Lang 1996).

Die Akteure zur Betreuung der Kinder anderer Perso- 

nen sind überwiegend weiblich und haben zudem selbst 

Kinder. Sie befi nden sich entweder noch in einer Aus-

bildung/einem Studium („Babysittung“) oder bereits im 

Ruhestand (Enkelbetreuung).

Personen, die anderen bei täglichen Verrichtungen hel- 

fen, sind größtenteils Frauen im Alter von 50 und mehr 

Jahren. Signifi kanzen zu Elternschaft, Erwerbsstatus, Bil-

dung der Akteure ließen sich hier nicht nachweisen.

Geld-/Sachgeschenke tätigen insbesondere die Älteren,  

ab 50-Jährigen, und dies unabhängig vom Geschlecht. 

Sie haben zumeist zwei und mehr Kinder, sind hoch ge-

bildet und haben (damit eng verbunden) ein hohes Ein-

kommen.

unter 500 €
500 b. u. 1000 €
1000 b. u. 2000 €
2000 b. u. 5000 €
5000 b. u. 10000 €
10000 und mehr €

15,4%

16,7%

16,9%

20,2%

16,3%

14,6%

BiBDatenquelle: GGS 2005, Graphische Darstellung: BiB

Je 100 Söhne/Töchter

Abbildung 6:  Prozentuale Verteilung der von den Eltern innerhalb eines 

Jahres den Kindern geschenkten Werte (Geld, Vermögen 

und Sachvermögen)

10 Als geringe Einkommen wurden die erfasst, die weniger als 75 % des durchschnittlich gewichteten Einkommens ausmachten: Einkommen, 
die mit 125 % und mehr über dem Äquivalenzeinkommen liegen, werden als hohe Einkommen ausgewiesen (Datenquelle: www.bpb.de). 
Auf alle im GGS befragten Personen mit entsprechenden Angaben bezogen wurde ein monatliches Äquivalenzeinkommen in Höhe von 
1.500 € ermittelt.

11 Dieses wird gemäß der Internationalen Standardklassifikation im Bildungswesen (ISCED97) unterschieden zwischen niedriger Bildung = 
vorschulische Erziehung, Grundschule, Haupt- und Realschule sowie die gymnasiale Unterstufe, mittlerer Bildung = Ausbildung der dualen 
Berufsausbildung, der Berufsschulen, die gymnasiale Oberstufe sowie postsekundäre Bildung wie Fachschulen und hoher Bildung = Hoch-
schulabschluss einschl. Promotion.

12 Die Antwort auf die im GGS entsprechend gestellte Frage war anhand einer Werteskala von 0 bis 10 möglich, d.h. je höher der Wert ist, 
um so zufriedener sind die Befragten mit der Beziehung zu ihren Eltern bzw. Kindern.
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Die Ergebnisse machen auch deutlich und bestätigen 

zahlreiche andere soziologische Untersuchungen, dass älte-

re Menschen durchaus nicht, wie oft in der Öffentlichkeit 

dargestellt, eine Last für die Gesellschaft sind. Im Gegenteil: 

Sie übernehmen vielfach informelle, also unentgeltliche, Tä-

tigkeiten im privaten wie auch öffentlichen Bereich. Die vol-

le Nutzung dieses Potenzials ist eine der großen Chancen, 

die fortschreitende Alterung der Gesellschaft positiv zu be-

wältigen.

Abschließend sei vermerkt, dass es aufgrund der Daten-

lage des GGS nicht möglich war, etwas über die Kontakthäu-

fi gkeit, räumliche Nähe und emotionale Bindung der Akteure 

zu allen Empfängern ihrer informellen und materiellen Hil-

feleistungen zu erfahren. Zudem wäre es, um Rückschlüs-

se auf künftige Geber und Empfänger o. a. Hilfeleistungen 

ziehen zu können, von Interesse, wie sich deren Empfänger 

in ihrem soziodemografi schen und sozioökonomischen Kon-

text darstellen.
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Aktuelles

Die enge Verfl echtung der Demografi e mit allen Politikbereichen 
betonte Stéphane Beemelmans, Abteilungsleiter G im BMI, im 
Austausch mit dem Direktor des BiB, Prof. Dr. Norbert F. Schnei-
der (Foto: C. Fiedler).

Das BiB im Dialog: 
Informationsveranstaltung zum demografi schen Wandel in Berlin

Am 27. Oktober 2010 fand im Bundesministerium 
des Innern die diesjährige Informationsveranstal-
tung des BiB zum demografi schen Wandel statt. Nach 
2008 und 2009 war dies bereits die dritte Veranstal-
tung, die das Institut im Rahmen seiner Politikbe-
ratung in Berlin abhielt. Vor knapp 50 Teilnehmern 
präsentierten fünf Wissenschaftler und Wissen-
schaftlerinnen des BiB aktuelle Forschungsergeb-
nisse zu den Themen Familien und Lebensformen so-
wie Mobilität und Migration. 

In seiner Begrüßungsrede hob 

der Abteilungsleiter G, Stéphane 

Beemelmans (BMI), die gestiegene 

Bedeutung der Demografi e und ihre 

Verfl echtung in alle Politikbereiche 

hervor. Auf welche unterschied-

lichen Bereiche sich demografi sche 

Veränderungen auswirken, zeigten 

dann die Beiträge der BiB-Mitarbei-

ter/innen.

So beschäftigte sich der Direktor 

des BiB, Prof. Dr. Norbert F. Schnei-

der, zunächst mit dem Thema „Fernbeziehungen. Ursachen, 

Entwicklung und Vielfalt haushaltsübergreifender Lebens-

formen“. Neuere Entwicklungen in der Gegenwart zeigten, 

so der Familiensoziologe, dass sich die Verbindung von Fami-

lie und gemeinsamem Haushalt gelockert hat, was sich unter 

anderem darin zeige, dass eine relevante Zahl an Personen 

heute in Fernbeziehungen lebe. Die Gründe hierfür können 

dabei sehr unterschiedlich sein: Für viele ist die Beziehung 

auf Distanz ein Lebensstil, der die individuelle Autonomie be-

tone, für andere ist sie aus einer berufl ichen Verpfl ichtung 

heraus entstanden. Eine Fernbeziehung könne aber auch ein 

Übergangsstadium vor der Gründung eines gemeinsamen 

Haushaltes darstellen. Somit müssen je nach Entstehungs-

zusammenhang und Ausgestaltung der Fernbeziehungen 

unterschiedliche Formen differenziert werden. Im Mittel-

punkt seines Vortrags stand dann die Frage, welche Per-

sonen typischerweise die Lebensform Fernbeziehung wäh-

len, welche Bedeutung ihr im Spektrum der Lebensformen 

in Deutschland zukommt und welche gesellschaftlichen Ent-

wicklungen für die Verbreitung von Fernbeziehungen ursäch-

lich sind. Die Zunahme der Distanzbeziehungen steht nach 

Ansicht von Prof. Schneider im Zusammenhang mit dem 

Wandel von Familie, Geschlechterrollen, Arbeitsmarkt, Tech-

nologie und Wohlstand. Fernbeziehungen sind teuer – von 

daher ist die Steigerung des gesellschaftlichen Wohlstands-

niveaus eine materielle Voraussetzung für diese kostenträch-

tige Beziehungsform. Insgesamt sind Fernbeziehungen, so 

Prof. Schneider, als eigenständiger Partnerschaftstypus zu 

betrachten, dem ähnliche Bedeu-

tung zukomme wie der nichteheli-

chen Kohabitation. Darüber hinaus 

legten Studien zu Fernbeziehungen 

nahe, neben haushaltsbezogenen 

auch lebensformbezogene Betrach-

tungen vorzunehmen, um dann die 

tatsächliche Vielfalt von Lebens-

formen abbilden zu können.   

Deutschland als Niedrigfertili-
tätsland (Jürgen Dorbritz)

Deutschland zählt nach wie vor 

zu den Ländern mit niedriger Fertilität, wobei sich die Fer-

tilitätsmuster in West- und Ostdeutschland unterscheiden. 

Vor diesem Hintergrund stellte Jürgen Dorbritz anhand der 

verfügbaren Daten des Mikrozensus 2008 sowie des Gene-

rations and Gender Survey (GGS) des BiB die Frage, ob un-

terschiedliche Fertilitätsmuster in West- und Ostdeutschland 

durch das Zusammenwirken von strukturellen und kultu-

rellen Variablen erklärt werden können. Zwischen alten und 

neuen Ländern gebe es nämlich signifi kante Einstellungs-

unterschiede, etwa was die Akzeptanz der außerhäuslichen 

Kinderbetreuung sowie der Vereinbarkeit von Familie und Er-

werbstätigkeit beziehungsweise egalitärer Geschlechterrollen 

angehe. Die Analyse zeige, so Dorbritz, dass die unterschied-

lichen Fertilitätsmuster in den alten und neuen Bundeslän-

dern sich aus einer Kombination von unterschiedlichen Ein-

stellungen und den Chancen, Familie und Erwerbstätigkeit 

erfolgreich zu verbinden, erklären lassen. Dabei seien in den 

neuen Bundesländern günstigere Bedingungen zur Verein-

barkeit von Beruf und Familie verbunden mit vereinbarkeits-
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orientierten Einstellungen, die zur Annahme des Angebots 

der außerhäuslichen Kinderbetreuung führten. Daraus lasse 

sich, analysierte Dorbritz, die höhere Frauenerwerbstätigkeit 

und die geringere Kinderlosigkeit im Osten erklären. Für das 

frühere Bundesgebiet führe dies dazu, dass ein Anstieg des 

Fertilitätsniveaus an die Aufl ösung des Zusammenhangs von 

Kinderlosigkeit und Berufstätigkeit der Frauen geknüpft sei. 

Hier handle es sich gleichermaßen um ein strukturelles wie 

kulturelles Problem. Somit stelle sich für ihn die Frage, ob 

die Ausweitung des Kinderbetreuungsangebots zu einer Än-

derung der Fertilitätsmuster führen könne. Die Antwort kön-

ne nur dann „Ja“ lauten, konstatierte Dorbritz, wenn damit 

ein Einstellungswandel einhergehe. Dies sei für das BiB ein 

Grund, verstärkt Leitbildforschung zu betreiben, um Ände-

rungen in den Einstellungen erkennen zu können. 

Familien von türkischen Staatsbürgern in Deutsch-
land (Robert Naderi)

Mit familiären Beziehungen und den Einstellungen zur Fa-

milie von türkischen Staatsbürgern in Deutschland beschäf-

tigte sich dann Robert Naderi. Angesichts der Tatsache, dass 

in Deutschland zum 31.12.2009 rund 1,7 Millionen Männer 

und Frauen mit türkischer Staatsbürgerschaft lebten, handle 

es sich hier um eine nicht nur zahlenmäßig überaus relevante 

Bevölkerungsgruppe. Zudem unterscheidet sich das genera-

tive Verhalten türkischer Frauen von deutschen Frauen ohne 

Migrationshintergrund in der Hinsicht, dass durchschnittlich 

mehr und früher Kinder geboren werden. Befunde zeigten 

auch stärker ausgeprägte familiale Beziehungen und höhere 

Heiratsneigungen, die ebenfalls für sich genommen einen 

Einfl uss auf generatives Verhalten haben. Demzufolge las-

sen sich auch Unterschiede in der Verteilung familiärer Le-

bensformen zwischen Deutschen und Türken beobachten. 

In seinem Vortrag konzentrierte er sich auf die Unterschiede 

der Verteilungen statistisch relevanter Lebensformen, wobei 

er dabei den Zusammenhang zur Einstellungsebene über-

prüfte. Insbesondere die Frage, was den Unterschied zwi-

schen türkischen Staatsbürgern und der Mehrheit der Men-

schen ohne Migrationshintergrund in Hinsicht auf die Familie 

ausmacht und welche Gründe es hierfür geben kann, stand 

hier im Fokus. Der Soziologe betrachtete auf der Datenba-

sis des Generations and Gender Surveys des BiB zwei fami-

liäre Beziehungsebenen: die Paarbeziehung und die Eltern-

schaft. In der Analyse zeigte sich, so Naderi, dass Männer 

und Frauen ohne Migrationshintergrund im Vergleich zu tür-

kischen Staatsbürgern häufi ger eine geringere Wertschät-

zung von Elternschaft aufweisen und trotz oftmals besserer 

sozioökonomischer Ausgangslage seltener vor allem in jun-

gen Jahren Eltern sind. Damit seien die Einstellungen ge-

genüber Elternschaft bei der Unterscheidung zentral. Ins-

gesamt spielten hier Werte und Einstellungen eine zentrale 

Rolle, auch wenn sozioökonomische Rahmenbedingungen 

stets berücksichtigt werden müssten.

„Brain drain“ aus Deutschland? Gewinn und Verlust 
durch die internationale Migration Hochqualifi zierter 
(Lenore Sauer)

Gibt es einen „brain drain“ aus Deutschland oder muss 

nicht vielmehr von einem „brain gain“ gesprochen werden? 

Diese Frage stand im Mittelpunkt des Vortrags von Leno-

re Sauer, die erst kürzlich zusammen mit Andreas Ette aus 

dem BiB ein Buch zum Thema „Auswanderung aus Deutsch-

land“ publiziert hat. Angesichts der Tatsache, dass sich die 

Auswanderung aus Deutschland zwischen Mitte der 1970er 

Jahre und heute mehr als verdreifacht hat, ist in Deutsch-

land eine rege Debatte über diese Entwicklung angestoßen 

worden. Mit Besorgnis wird dabei besonders die Tendenz ei-

ner Auswanderung der qualifi ziertesten Arbeitskräfte regis-

triert. Diese Argumentation eines „brain drain“ aus Deutsch-

land vernachlässigt allerdings, dass die meisten Migranten 

nur für einen begrenzten Zeitraum migrieren und wieder zu-

rückkehren. Vor diesem Hintergrund stellte Frau Sauer die 

Frage, ob sich für Deutschland nun ein positiver oder ne-

gativer Wanderungssaldo Hochqualifi zierter zeige: Profi tiert 

Deutschland insgesamt von der internationalen Migration im 

Sinne eines „brain gain“ oder zeigt sich eher ein Verlust im 

Sinne eines „brain drain?“ Insgesamt, so ihr Résümee, er-

leide Deutschland im europäischen Kontext durch die in-

ternationale Migration bisher keinen signifi kanten Verlust – 

allerdings profi tiere es auch nicht von der internationalen 

Migration Hochqualifi zierter. Entgegen landläufi ger Annah-

men entspräche Umfang und Qualifi kationsniveau der euro-

päischen Einwanderer in Deutschland weitgehend dem der 

deutschen Auswanderer. 

Chance oder Risiko? Berufsbedingte räumliche Mobi-
lität (Silvia Ruppenthal)

Ist berufsbedingte räumliche Mobilität Chance oder Risi-

ko für Familie und Beruf? Diese Frage stand im Zentrum des 

Beitrags von Silvia Ruppenthal. Grundlage ihres Vortrags bil-

deten die Ergebnisse des Surveys „Job Mobilities and Fami-

ly Lives“, der in einem Ländervergleich sechs europäische 
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Länder hinsichtlich der Auswirkungen berufsbedingter räum-

licher Mobilität untersucht, darunter auch Deutschland. Ne-

ben der Präsentation der veschiedenen Mobilitätsformen be-

trachtete Frau Ruppenthal die Auswirkungen der Mobilität 

auf Familie und Beruf. Hier zeigt sich, dass die Mehrheit der 

Mobilen ihre Mobilität positiv bewertet. Sie kann somit Chan-

cen im Beruf oder für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

eröffnen – allerdings gibt es auch Mobile, die sehr problema-

tische Mobilitätserfahrungen machen. So sind zirkuläre For-

men der Mobilität (also etwa das Fernpendeln) im Vergleich 

zu residentieller Mobilität mit mehr Nachteilen und stärkeren 

negativen Auswirkungen für die Familie und das Wohlbefi n-

den verbunden. Auf die Eingangsfrage bezogen lässt sich 

festhalten, so Frau Ruppenthal, dass die gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen, die Mobilitätsform, das Ausmaß der 

Mobilität, die Familiensituation und der Punkt im Lebens-

lauf, an dem die Entscheidung zur Mobilität notwendig wur-

de, mitentscheidend dafür sind, ob Mobilität als Chance oder 

Risiko für Familie und Beruf gesehen wird.  

Bernhard Gückel, BiB

Räumliche Mobilität und die Familie - ESA-Konferenz in Wiesbaden

Vom 16. bis zum 18. September 2010 veranstaltete 
das BiB ein internationales Meeting der European So-
ciology Association (ESA). Zu Gast im Statistischen 
Bundesamt in Wiesbaden war das Research Network 
13 der ESA (Sociology of Families and Intimate Lives) 
unter der Leitung von Prof. Norbert F. Schneider und 
Eric D. Widmer aus Genf. Die knapp 50 Wissenschaft-
ler aus 16 Ländern, darunter auch Teilnehmer aus 
den USA und Australien, tagten zum Thema „Geogra-
phical mobility and family life - How to (re-)think fa-
mily in a mobile world?”. In neun Sessions wurden 
insgesamt 26 Vorträge gehalten und intensiv disku-
tiert, wobei auch einige Nachwuchswissenschaftler 
ihre Forschungsarbeiten präsentierten. Die nachfol-
genden kurz vorgestellten (ausgewählten) Vorträge 
zeigen die Vielfalt der diskutierten Themen.

Der Direktor des BiB, Prof. Dr. Norbert F. Schneider, 
betonte in seiner Eröffnungsrede die Zunahme der Bedeu-

tung räumlicher Mobilität in der Gesellschaft. Der Grund-

stein für diese Entwicklung wurde in den letzten Jahrzehnten 

durch soziale, politische und ökonomische Veränderungen 

gelegt, wobei die zunehmende internationale Vernetzung 

und eine fortschreitende Globalisierung einen weiteren An-

stieg räumlicher Mobilitätsbewegungen erwarten lassen, 

prognostizierte Prof. Schneider. Dabei wüssten wir allerdings 

immer noch zu wenig über die Auswirkungen des mobilen 

Lebens auf das Individuum und soziale Beziehungen. Wie 

beeinfl usst Mobilität das Familienleben und wie wirkt sie sich 

auf das Familienleben der Menschen aus? Diese und weitere 

Fragen standen dann im Mittelpunkt der Tagung, deren The-

menvielfalt auch in den hier ausgewählten Beiträgen deut-

lich wird.

Geografi sche Nähe zwischen älteren Eltern und ihren 
erwachsenen Kindern: Ein europäischer Vergleich

Mit der geografi schen Nähe bzw. Distanz zwischen älteren 

Eltern und ihren Kindern beschäftigte sich Bettina Isen-
gard in ihrem Vortrag.  Auf der Grundlage der Daten der 

zweiten Welle des „Survey of Health, Ageing and Retire-

ment in Europe (SHARE)“, der 14 Länder umfasst und un-

ter 33.000 Befragten durchgeführt wurde, untersuchte sie 

die Generationenbeziehungen in einer vergleichenden eu-

ropäi-schen Perspektive. Dabei betonte sie, dass über die 

länderspezifi schen Gemeinsamkeiten und Unterschiede, was 

die intergenerationelle Solidarität angeht, nur wenig bekannt 

ist. In ihrem Vortrag interessierte sie vor allem die Frage, 

welche individuellen Charakteristika bei den Eltern und ihren 

Kindern und welche Familienstrukturen geografi sche Nähe 

und Zusammenleben beeinfl ussen. Gibt es hier Unterschiede 

zwischen den europäischen Ländern und wenn ja wie kön-

nen sie erklärt werden? Forschungsergebnisse für einzelne 

Länder (insbesondere die USA) zeigen, dass vor allem indi-

viduelle Merkmale wie die Ausbildung, das Prestige und das 

Einkommen von Kindern und Eltern einen grundlegenden 

Einfl uss auf die geografi sche Nähe haben. Aufgrund der em-

pirischen Analyse der vorliegenden Daten des Surveys lassen 

sich, so Frau Isengard, folgende Hypothesen formulieren: Je 

höher die Ausbildung (und somit auch das Prestige und das 

Einkommen) von beiden – Eltern und Kindern – desto größer 

die räumlichen Distanzen und desto weniger wird zusam-

mengelebt. Dabei ist die Wahrscheinlichkeit einer geringeren 

Distanz zwischen Eltern und Kindern und einem stärker aus-

geprägten Zusammenleben im südlichen Teil Europas eher 

ausgeprägt als im Norden. Darüber hinaus lässt sich zeigen, 

dass in Ländern mit stark ausgebauten Wohlfahrtsstaaten 
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und Sozialsystemen die Nähe zwischen den Generationen 

geringer ist, da hier die Notwendigkeit, in Notlagen auf Fa-

milienmitglieder zurückgreifen zu müssen, weniger ausge-

prägt ist. Die Familienstrukturen spielen ebenfalls eine Rolle: 

das Vorhandensein eines Partners und eigener Kinder (auf 

Seiten der Kinder) führen ebenfalls zu größerer Distanz zwi-

schen den Generationen. Dies gilt für alle untersuchten eu-

ropäischen Länder, wenngleich länderspezifi sche Besonder-

heiten gezeigt werden können, so Frau Isengard.  

Räumliche Distanzen der Kinder zum Elternhaus
Wann verlassen Kinder ihr Elternhaus und wie weit ent-

fernen sie sich, nachdem sie ausgezogen sind? Dieser Fra-

ge gingen Ferdinand Geißler, Thomas Leopold und Se-
bastian Pink (Universität Bamberg) in ihrem Beitrag nach. 

Anhand der Datenbasis des „German Socioeconomic Panel 

(SOEP)“ untersuchten sie die räumlichen Distanzen zwischen 

Kindern und Eltern und kamen zu dem Schluss, dass Töch-

ter früher ausziehen als die Söhne und meist in der Nähe der 

Eltern bleiben – insbesondere dann, wenn sie eine alleiner-

ziehende Mutter hatten. Eine größere Nähe zum Elternhaus 

gab es auch bei denjenigen, die lokal stark verwurzelt wa-

ren und bereits in der Kindheit enge Bindungen an die loka-

le Umgebung hatten. Die Analysen zeigten weiter, so die Au-

toren, dass Kinder weiter wegziehen, wenn sie in ländlichen 

Regionen gelebt und ein höheres Ausbildungsniveau haben. 

Diese Resultate deuten darauf hin, dass die Wohnsitzwahl 

durch die Erwartung eines Profi ts aufgrund der vorherigen 

Ausbildungsinvestitionen beeinfl usst wird.

Serbien vor dem Übergang zu neuen Lebensformen? 
Mirjana Bobic (Universität Belgrad) befasste sich mit der 

Frage, wie sich die Lebensformen in Serbien vor dem Hin-

tergrund sozialer und gesellschaftlicher Transformationspro-

zesse der letzten zwei Jahrzehnte entwickelt haben und ob 

sich bereits neue Formen des Zusammenlebens herausgebil-

det haben. Sie betonte zunächst, dass Serbien (ebenso wie 

die anderen ex-jugoslawischen Staaten) nicht zu den Län-

dern in der EU gehört, die den Prozess der „Second demo-

graphic transition“ durchlaufen haben – also eines tiefgrei-

fenden demografi schen Wandels mit Merkmalen wie unter 

anderem rückläufi gen Geburtenzahlen, Rückgang der Bedeu-

tung der Institution Ehe und neue Formen des partnerschaft-

lichen Zusammenlebens. Trotzdem zeigen, so Frau Bobic, die 

relevanten demografi schen Faktoren auch in Serbien in diese 

Richtung, die andere europäische Länder schon länger ein-

geschlagen haben. Fallende Eheschließungszahlen und eine 

zunehmende Zahl von Nichtverheirateten sowie ein perma-

nenter Rückgang der Geburtenziffer (gegenwärtig liegt die 

TFR bei 1,4 Kindern je Frau) deuten darauf hin. Surveys des 

„Institute for sociological research of Faculty of Philosophy“ 

der Universität Belgrad zeigen einen Anstieg der Ein-Eltern-

Familie und der Singlehaushalte, insbesondere bei den Äl-

teren. Der Rückgang der Familienhaushalte und der Anstieg 

nichtfamiliärer Haushalte sind die Folgen einer voranschrei-

tenden Alterung in Verbindung mit einem kontinuierlichen 

Rückgang der Fertilität. Insgesamt sei aber der Wandel hin 

zum postmodernen Familienmodell in Serbien noch als eher 

gering einzuschätzen, betonte sie. Trotz gewisser demogra-

fi scher Wandlungstendenzen stehen tiefgreifende Verhal-

tensänderungen hin zu Individualisierungsprozessen mit den 

Folgen für die Formen partnerschaftlichen Zusammenlebens 

dem Land erst noch bevor. Gegenwärtig verhinderten sozi-

ale und ökonomische Barrieren solch eine Entwicklung. So-

zialwissenschaftliche Surveys hätten gezeigt, dass in Serbien 

noch nicht von einer Gleichheit der Geschlechter gesprochen 

werden könne: So ist die Mehrzahl der Frauen mit Hausar-

beit beschäftigt und über 60% der untersuchten Fälle müs-

sen dazu noch ältere Angehörige pfl egen, während die Män-

ner als Brötchengeber in mehreren Jobs den Lebensunterhalt 

verdienen. Sowohl bei den kürzer als auch bei den länger 

verheirateten Paaren zeigten sich Verhaltensmuster, die da-

rauf hinweisen, dass es sich hier nach wie vor um vormo-

derne Patriachtsverhältnisse handelt, mit einer starken Auto-

rität des Mannes. Was die Werteprofi le bei den Einstellungen 

angeht, zeigten sich allerdings sowohl vor- als auch postmo-

derne Elemente. So akzeptierten die Befragten im neuesten 

Survey von 2008, dass Frauen als Familienernährerin fungie-

ren und Männer die Kinder hüten, aber gleichzeitig wird ge-

glaubt, dass Kinder berufstätiger Mütter in ihrer Entwicklung 

Schaden nehmen. Diese Diskrepanz bei den Einstellungen 

refl ektiere den sozioökonomischen und kulturellen Kontext 

einer Gesellschaft, die sich nach wie vor im Übergang befi n-

det, konstatierte Frau Bobic.

Wie mobil sind Chinas Wanderarbeiter? Jobwechsel 
und räumliche Mobilität 

Erste Ergebnisse eines Surveys zur Mobilität chinesischer 

Wanderarbeiter und ihren Job- und Einkommensverhält-

nissen präsentierte Mark Wang (University of Melbourne, 

Australien). Dabei betonte er zunächst die Bedeutung der 

Wanderarbeiter für die rasante chinesische Wirtschaftsent-
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wicklung der vergangenen Jahre: Diese Gruppe hart arbei-

tender Arbeitnehmer habe schließlich entscheidend mit dazu 

beigetragen, dass günstige Produkte „made in China“ mitt-

lerweile in allen Ecken der Welt verfügbar seien. Für die be-

troffenen Wanderarbeiter, die überwiegend aus den ärmeren 

ländlichen Gebieten mit niedrigen Gehältern und hoher Ar-

beitslosigkeit in die Städte ziehen, um dort zu arbeiten und 

von den höheren Löhnen zu profi tieren, stellten sich vor 

allem zwei Fragen: ob sie mobil werden und wohin sie ge-

hen werden. Was die räumliche Mobilität der Wanderarbeiter 

angehe, gebe es hier noch Forschungsdefi zite, so Wang. 

Die bisher ausgewerteten Daten des Surveys unter 3.000 

befragten Wanderarbeitern zeigen, dass der vorerst letzte 

Job, in dem sie arbeiteten, bei der Mehrzahl der Befragten 

in den größeren Städten Chinas lag – besonders in der Ost-

küstenregion. Auf die Frage, in welcher Region sie zukünf-

tig arbeiten wollten, entschied sich allerdings mehr als die 

Hälfte für kleine Städte – und nicht mehr für die Großstädte.  

Kleinere Städte waren für die Mehrheit somit deutlich attrak-

tiver als die großen und sehr großen Städte. Darüber hinaus 

ließ sich aus den Befragungen ein weiteres geografi sches 

Muster erkennnen. So präferierten viele Wanderarbeiter Re-

gionen im Inland und weniger die Küstenregionen. Insge-

samt bevorzugten 30,7% der befragten Wanderarbeiter in-

ländische Regionen als nächsten Arbeitsort. Bei der Auswahl 

des Arbeitsortes spielt für die meisten die Reiseentfernung 

zum Wohnort eine wichtige Rolle – vor allem auch wegen der 

Kosten. Aber auch die Höhe der Löhne und die Lebenshal-

tungskosten spielen hier eine wichtige Rolle. Somit suchen 

fast 62% Jobs in ihrer unmittelbaren Heimatregion oder in 

benachbarten Provinzen. Für sie hat auch eine größere Si-

cherheit (etwa bei der Lohnauszahlung oder zur Vermeidung 

unseriöser Praktiken sogenannter „Jobs Agents“) und die lo-

kale Bindung an Familie und Bekannte eine große Bedeutung. 

Es lässt sich also konstatieren: Bei zwei Drittel der unter-

suchten Arbeitsmigranten gibt es eine Präferenz für nahege-

legene kleinere  Städte, in denen sie ihrer Arbeit nachgehen 

möchten. Herr Wang betonte abschließend, er werde auf der 

Basis des Surveys weitere Forschungsarbeiten durchführen, 

vor allem was die berufsbedingten räumlichen Mobilitäts-

muster der Migranten in der Vergangenheit in Zusammen-

hang mit der sozialen Mobilität betreffe. Hier interessiere ihn 

unter anderem, welche Gruppen der chinesischen Arbeitsmi-

granten den sozialen Aufstieg schaffen – und welche im Ge-

genzug einen sozialen Abstieg hinnehmen müssen. 

Mobilität und ihr Einfl uss auf die Familienentwick-
lung in Portugal

Über ihr Forschungsprojekt zum Zusammenhang zwi-

schen unterschiedlichen Mustern räumlicher Mobilität und 

der Familienentwicklung in Portugal als Land mit ausge-

prägten his-torischen Migrationsbewegungen berichteten 

Karin Wall, Sofi a Aboim, Cátia Nunes, Vasco Ramos 
und Rita Gouveia. Sie untersuchten den Einfl uss der Mi-

grationsentwicklung auf drei unterschiedliche Generationen 

von Männern und Frauen in Portugal: die erste Gruppe re-

präsentierte die vor dem zweiten Weltkrieg geborene Gene-

ration, die zweite Gruppe die Nachkriegsgeneration, die in 

den 1960er Jahren ins Erwachsenenalter kam und die drit-

te Gruppe die Altersgruppe der EU-Periode zu Beginn der 

1990er Jahre. Sie betrachteten nun die unterschiedlichen 

Migrationsmuster, die jede Generation charakterisierte, wo-

bei sie nicht nur zwischen den Generationen unterschieden, 

sondern auch innerhalb jeder Altersgruppe. Darüber hinaus 

untersuchten sie die Migrationsmuster von Männern und 

Frauen. Es zeigt sich, dass es vor allem in der jüngeren Ge-

neration zu neuen Formen der Mobilität insbesondere bei 

den Frauen kam. Dabei spielt auch die Tatsache eine Rolle, 

dass die Emigranten der jüngeren Altersgruppe eine höhere 

Ausbildungsqualifi kation vorweisen konnten als die bishe-

rigen Gruppen von Emigranten. Die Verbindung von Mobi-

lität mit der Entwicklung von Familienformen im Zeitverlauf 

zeigt darüber hinaus, dass sich die historisch unterschied-

lichen Mobilitätsformen deutlich auf das Familienleben aus-

gewirkt haben – insbesondere auch aufgrund der Tatsache, 

dass vor allem Männer in der Vergangenheit aus Portugal 

emigrierten und die Frauen allein zurückließen. Die verstär-

kte Emigration der Männer führte seit den 1960er Jahren zu 

einem Anstieg der Berufstätigkeit der Frauen in Portugal. So-

mit dürfe die Verbindung von Mobilität, Familienformen und 

Beschäftigung nicht isoliert voneinander betrachtet werden, 

sondern die Analyse müsse alle Faktoren kombiniert betrach-

ten, konstatierten die Wissenschaftler.         

Bernhard Gückel, BiB
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Vorträge und Interviews von BiB-Mitarbeiter/innen

Der Direktor des BiB, Prof. Dr. Norbert F. Schneider, 
hat am 25. September 2010 einen Vortrag bei den Fachfo-

ren zur Konversion der Schader-Stiftung in Darmstadt zum 

Thema „Familie im Wandel“ mit Bezug auf die regionale Ent-

wicklung in Darmstadt gehalten. Im Gegensatz zu anderen 

Städten sei Darmstadt ein Sonderfall, was die demografi sche 

Entwicklung angehe, da es hier nur eine geringe Verände-

rung in Bevölkerungsgröße und -struktur geben werde, ana-

lysierte Prof. Schneider. Zu einem Wandel werde es aber 

auch hier kommen, da die Zahl der Ein-Personen-Haushalte 

steige und sich die Familienformen änderten – weg von Ehe-

paaren mit Kindern und hin zu einer Solidargemeinschaft un-

terschiedlicher Zusammensetzung.   

Auf dem 5. Kongreß der European Society on Family Re-

lations vom 29. September bis 2. Oktober 2010 in Mailand 

referierte Prof. Schneider zum Thema „Family and Pa-

renthood in Contemporary Europe – Sociological Conside-

ration and their Political Implications“. Im Mittelpunkt des 

Vortrags stand die gegenwärtige Situation von Eltern und 

Elternschaft und wie die zunehmend schwerer werdenden 

Aufgaben für Eltern erleichtert werden können, zum Beispiel 

durch unterstützende politische Maßnahmen. Hier spiele ne-

ben fi nanziellen Transferleistungen besonders die Förderung 

der Chancengleichheit für beide Geschlechter sowie der Kin-

derbetreuung eine wichtige Rolle, betonte der Familiensozio-

loge. Hinzu komme, dass sich das Verhältnis zwischen Fami-

lien und Gesellschaft zum Vorteil der Familien ändern müsse. 

Dies betreffe Einstellungen (etwa zum gewählten Lebensstil) 

und Werte ebenso wie Investitionen in Bildung gleicherma-

ßen. Auf der gleichen Veranstaltung analysierte Silvia Rup-
penthal in ihrem Vortrag „Job-related spatial mobility and 

its impact on family development at family transitions and 

families in transition” die Folgen berufsbezogener räumlicher 

Mobilität für die Familienentwicklung.

Mit den Trends und Herausforderungen einer alternden 

Gesellschaft befasste sich Prof. Schneider am 20. Oktober 

im Rahmen der „Distinguished Lectures Series“ zum Thema 

„Ageing Society – Trends and Challenges“ der Jacobs Univer-

sity Bremen. Im Mittelpunkt seines Vortrags stand die Frage, 

wie die Zukunft einer alternden Gesellschaft gestaltet wer-

den kann, welche Potenziale sie hat und wie dieses Potenzi-

ale zukünftig genutzt werden können. 

Bei der Tagung „Frauen leben – Familienplanung und Mi-

gration“ der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 

in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für Fami-

lie, Senioren, Frauen und Jugend am 26. Oktober 2010 in 

Berlin referierte Prof. Schneider zum Thema „Demogra-

fi scher Wandel – Warum Deutschland Familie und Migrati-

on“ braucht. Zunächst betrachtete er die gegenwärtige Mi-

grationssituation in Europa, die vor allem durch eine geringe 

Migrationsdynamik und Umzugsbereitschaft gekennzeichnet 

ist. Zudem verliere Erwerbstätigkeit als Wanderungsmotiv in 

Europa an Bedeutung. Migration werde vielmehr durch Pen-

delmobilität ersetzt. Mit Ausnahme Osteuropas führe räum-

liche Mobilität immer weniger zu sozialem Aufstieg, sondern 

zur Vermeidung sozialen Abstiegs, betonte Prof. Schneider. 

Dabei gebe es einen starken Zusammenhang zwischen Mo-

bilität und Familie, da Familie Mobilität erschwere und um-

gekehrt – sowohl im Hinblick auf die Familienentwicklung 

als auch bezüglich der Gestaltung der Familienbeziehungen. 

Es gebe sowohl innerhalb der europäischen Länder als auch 

zwischen den Ländern Mobilitätsbarrieren, die für Familien 

meist höher seien als für Menschen ohne Kinder. Was die 

Auswirkungen der Migrationsentwicklung angehe, könne ge-

Weiterer Ausbau des Onlineangebots des BiB: 
Daten und Fakten zum Thema „Fertilität“

Der Ausbau des Onlineangebots des BiB schreitet weiter 

voran. In der Rubrik „Daten und Befunde“ fi nden sich nun 

Abbildungen, Karten und Tabellen zum Thema „Fertilität“. 

Was ist eine allgemeine Geburtenziffer? Was versteht man 

unter dem „Bestandserhaltungsniveau“? Diese und weitere 

demografi sche Begriffe zur Fertilität werden durch Defi niti-

onen in kurzer und verständlicher Form erklärt. Darüber hi-

naus werden auch Daten für europäische Länder zur Verfü-

gung gestellt. Die dazugehörigen Abbildungen und Tabellen 

können einzeln heruntergeladen werden. 

www. bib-demografi e.de
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genwärtig nicht davon ausgegangen werden, dass durch ver-

stärkte Zuwanderung die Herausforderungen des demogra-

fi schen Wandels grundlegend verringert werden könnten.

Beim 9. Koreanischen Forum vom 04. bis 06. November 

2010 in Incheon/Songdo (Korea) präsentierte Prof. Schnei-
der als Teilnehmer der deutschen Delegation Trends und zu-

künftige Entwicklungen zum „Demografi schen Wandel in 

Deutschland“. Dabei betrachtete er unter anderem Merkmale 

des Wandels der Familie, das veränderte generative Verhal-

ten in Deutschland, die Schrumpfung der Bevölkerung und 

das Wanderungsgeschehen. Er betonte, dass der demogra-

fi sche Wandel in Deutschland nicht einheitlich, sondern dis-

parat verlaufe mit erheblichen regionalen und sozialstruktu-

rellen Unterschieden. Darüber hinaus tangiere er nahezu alle 

gesellschaftlichen Bereiche. Ein Resultat des Austauschs der 

deutschen und koreanischen Delegierten war ein Schreiben 

an Bundeskanzlerin Merkel und den koreanischen Staatsprä-

sidenten Lee, in dem die Experten aus beiden Ländern un-

ter anderem auch zur demografi schen Entwicklung in beiden 

Ländern Stellung nahmen. 

Mit den demografi schen Entwicklungen und gesellschaft-

lichen Herausforderungen der „alternden Gesellschaft“ hat 

sich Jürgen Dorbritz in seinem gleichnamigen Vortrag bei 

der Thomas-Morus-Akademie in Bensberg am 23. Oktober 

2010 beschäftigt. Neben den Fertilitätstrends in Deutsch-

land, der steigenden Lebenserwartung und der Migrations-

entwicklung sowie der zunehmenden Alterung stand vor 

allem auch das Thema Potenziale des demografi schen Wan-

dels im Mittelpunkt.

Am 28. Oktober 2010 hielt Katharina Becker bei der 

internationalen Konferenz „Cultures of Mobilities: Everyday 

life, Communication, and Politics“ der Universität Aalborg ei-

nen Vortrag mit dem Titel „Opportunity or Burden? Job-Re-

lated Spatial Mobility and its Advantages and Disadvantages 

in Everyday Life“. Darin hat sie spezifi sche Vor- und Nachtei-

le der verschiedenen Arten, mobil zu sein, erläutert und mit 

dem mit Mobilität verbundenen Belastungsempfi nden sowie 

dem Hintergrund, vor dem die Entscheidung mobil zu wer-

den getroffen wurde, verknüpft.

Andreas Ette stellte am 06. Oktober in der Bertelsmann 

Stiftung in Gütersloh die Ergebnisse einer von der Stiftung 

in Auftrag gegebenen Studie vor. Die gemeinsam mit Leno-

re Sauer erarbeitete Studie zur Migration von Hochqualifi -

zierten bemüht sich erstmals um einen systematischen in-

ternationalen Vergleich der Auswanderung Hochqualifi zierter 

in Europa.

Auf dem 2. Gemeinsamen Kongress der Deutschen Ge-

sellschaft für Gerontologie und Geriatrie und der Schwei-

zerischen Gesellschaft für Gerontologie unter dem Thema 

„Hoffnung Alter“ vom 15.-17. September 2010 in Berlin ha-

ben Robert Naderi und Frank Micheel einen  Vortrag zur 

„Subjektiven Einschätzung der ökonomischen Lage älterer 

Türkinnen und Türken im Zusammenhang mit ihrer sozialen 

Einbindung“ gehalten. In ihrem Beitrag wurde die Frage be-

handelt, wie ältere (55 bis 79 Jahre), in Deutschland leben-

de Türken ihre ökonomische Lage einschätzen und welche 

Bedeutung dabei ihre soziale Einbettung hat. Hintergrund 

ist dafür die allgemeine Diskussion zur Altersarmut, insbe-

sondere älterer Migranten. Basierend auf der Sozialkapital-

theorie wurde die These überprüft, dass auch trotz objektiv 

negativ zu bewertender ökonomischer Ausstattung, gemes-

sen am Haushaltseinkommen, die Lage besser eingeschätzt 

wird. Analysiert wurden hierzu die Daten des Generations 

and Gender Survey. Dabei wurden türkische Staatsbürger 

mit Deutschen ohne Migrationshintergrund verglichen. Die 

Ergebnisse bestätigen die These: Primäre Erklärungsvariab-

le ist zwar erwartungsgemäß die tatsächliche Einkommens-

situation, positive Einschätzungen kommen jedoch bei einer 

besseren soziale Einbindung deutlich häufi ger vor. Wenn äl-

tere Personen das Gefühl zum Ausdruck bringen, verlässli-

che Menschen um sich zu haben, drücken sie auch häufi ger 

aus, dass sie mit ihren fi nanziellen Mitteln besser und gut zu-

recht kommen.

Welche Auswirkungen hat der demografi sche Wandel für 

die Frauen in ländlichen Regionen? Zu diesem Thema refe-

rierte Juliane Roloff beim Deutschen LandFrauenverband 

in Berlin am 27. Oktober 2010. Sie betonte zunächst, dass 

der demografi sche Wandel keineswegs ein neues Phänomen 

sei, sondern sich bereits seit langem in Deutschland vollzie-

he. Er ist durch ein stetes Sinken der Zahl jüngerer Men-

schen gekennzeichnet und zugleich durch eine wachsende 

Zahl der alten und insbesondere der sehr alten Menschen, 

so dass es zu Strukturverschiebungen im Altersaufbau der 

Bevölkerung zugunsten der Älteren komme. Wie wirkt sich 

dieser Wandel nun auf der Altersstruktur in ländlichen Regi-

onen aus? Zunächst dadurch, dass zwischen 1993 und 2009 

bereits eine Alterung des Arbeitskräftepotenzials in landwirt-

schaftlichen Berufen stattgefunden hat und hier besonders 

bei den Frauen, so Frau Roloff. Zudem komme hinzu, dass 

die in der Landwirtschaft tätigen Frauen eine wesentlich un-

günstigere Altersstruktur als Männer aufwiesen. Der Blick 

in die Zukunft zeige, dass das Arbeitskräftepotenzial wei-
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ter schrumpfen und altern werde, prognostizierte die Demo-

grafi n, wobei das demografi sche Altern vorwiegend weiblich 

geprägt ist. Hinzu komme die höhere Lebenserwartung der 

Frauen, die auch eine größere Chance haben, tatsächlich alt 

zu werden. Auch zukünftig werden die bereits jetzt zwischen 

Mann und Frau bestehenden Unterschiede in den Partner-

schaftsformen und Haushaltsstrukturen ihren Bestand ha-

ben. Hier gelte: die Frau im Alter ist seltener Ehefrau und öf-

ter Witwe, während der Mann im Alter seltener Witwer und 

öfter Ehemann ist. Die dominante Lebensform der älteren 

Frauen wird auch in Zukunft der Witwenstand bleiben.

Erwerbstätig im Rentenalter – Wunsch und Unter-
nehmenswirklichkeit: Frank Micheel (BiB) im In-
terview mit der Initiative „Erfahrung ist Zukunft“ 
(Newsletter Oktober 2010)

Das BiB hat sich in einer kürzlich erschienen Studie mit 

dem Thema „Weiterbeschäftigung im Rentenalter – Wün-

sche, Bedingungen und Möglichkeiten“ befasst. Im Zentrum 

stand dabei die Frage, ob Menschen nach dem Erreichen 

des Rentenalters erwerbstätig bleiben wollen und wenn ja, 

in welcher Form.

Für die Initiative „Erfahrung ist Zukunft“ der Bundesre-

gierung hat Frank Micheel in einem Interview Ergebnisse 

der Untersuchung erläutert und Lösungsansätze aufgezeigt. 

Dabei betonte er, dass es wichtig sei, für das Weiterarbeiten 

im Rentenalter fl exible Lösungen zu fi nden, wie zum Beispiel 

fl exible Arbeitszeitregelungen oder verschiedene Übergangs-

formen in den Ruhestand, die sich allerdings im Unterneh-

mensalltag bewähren müssten. Als positiv bewertete er, dass 

das Thema „Demografi scher Wandel und ältere Erwerbstä-

tige“ mittlerweile in vielen Unternehmen ernsthaft diskutiert 

werde. Eine Verbesserung der Arbeitsplatzbedingungen für 

Ältere erhöhe die Chancen für einen längeren Verbleib im 

Erwerbsleben deutlich. Allerdings hätten durch die bisherige 

Vorruhestandspraxis viele Betriebe – vor allem die Großbe-

triebe – den Umgang mit älteren Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern „verlernt“. Nunmehr gelte es, wieder eine Kultur des 

Miteinanders zwischen Jung und Alt am Arbeitsplatz aufzu-

bauen, was umso schwerer falle, wenn entsprechende Er-

fahrungswerte fehlten.

85 % der Auswanderer kehren wieder zurück – 
Lenore Sauer in der „Zeit“ vom 21. Oktober 2010

In einem Artikel der „Zeit“ hat sich Lenore Sauer zur Pro-

blematik des „Auswanderungslandes D“ geäußert. Der Bei-

trag befasste sich mit der Frage, ob Deutschland ein „Brain 

Drain“ drohe – also ein Verlust der klügsten Köpfe in das 

Ausland. Sie verneint diese Frage und spricht lieber von ei-

ner „brain circulation“, da 2009 auch 115.000 Deutsche aus 

dem Ausland zurückkamen, unter ihnen nur gut 3.000 Spät-

aussiedler. Für der Deutschen liebste Auswanderungsländer 

– die Schweiz und die USA – lägen ihr zwar keine Rück-

wandererdaten vor, für die Europäische Union gelte aber, 

dass 85 % wieder zurückkehren und darunter sei ein ho-

her Anteil an Hochqualifi zierten, betonte die Wissenschaftle-

rin, die selbst zusammen mit Andreas Ette gerade ein Buch 

zur „Auswanderung aus Deutschland“ im VS Verlag veröf-

fentlicht hat.

„Den demografi schen Wandel gibt es seit mehr als 
einem Jahrhundert“ – und das BiB forscht und infor-
miert darüber: Jürgen Dorbritz, Reiner Schulz und 
Frank Micheel über die Arbeit des BiB im „dbb maga-
zin“ (Deutscher Beamtenbund) vom November 2010

In einem ausführlichen Porträt des aktuellen „dbb maga-

zins“ haben Jürgen Dorbritz, Reiner Schulz und Frank Micheel 

die Aufgaben und Schwerpunkte des BiB vorgestellt und da-

bei auch neue Felder für die weitere Forschung des BiB the-

matisiert. Im Gespräch zeigte sich dann vor allem, wie viel-

schichtig das Thema Bevölkerungsforschung ist.

Zunächst betonte Jürgen Dorbritz besonders die praxis-

nahe Vorlaufforschung im BiB, die Bereiche umfasst, die von 

den Wissenschaftlern für aktuell und perspektivisch wichtig 

gehalten werden, wobei er einräumte, dass es darauf an-

komme, die richtigen Themen zu fi nden. Gerade auch durch 

die Vorlaufforschung entstehen neue Forschungsansätze. So 

habe sich das BiB nun stärker den Leitbildern zugewandt, 

also der Frage, was junge Leute bestärke, Kinder zu bekom-

men. 

Eine weitere wichtige Aufgabe des Instituts bestehe in 

der Bearbeitung von Themen, die das BiB vom Bundesin-

nenministerium übertragen bekomme, so Reiner Schulz. Hier 

gehe es meist um kurzfristige Untersuchungen, die der Poli-

tik rasch Expertisen zu aktuellen politischen Themen an die 

Hand geben. 

Dass es sich beim Thema demografi scher Wandel keines-

wegs um ein neues Phänomen handle, sondern es diese Ent-

wicklung schon seit mehr als einem Jahrhundert gebe, be-

tonte Dorbritz. Seit dem zweiten Geburtenrückgang zwischen 

1965 und 1975 blieb die Geburtenentwicklung in Deutsch-

land auf niedrigem Niveau. Der Rückgang führe dazu, dass 
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Literatur aus dem BiB

Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft 01/02-2009

Die Ausgabe 01/02-2009 ist im Erscheinen. Sie ist 
eine Doppelausgabe und widmet sich schwerpunkt-
mäßig dem „Generations and Gender 
Survey“ (GGS) des BiB. Die insgesamt 

sechs Beiträge beinhalten Analysen von bi-

lokalen Beziehungen und geschlechtsspezi-

fi scher Arbeitsteilung in Paarbeziehungen 

(auch im interkulturellen Vergleich), As-

pekte des Kinderwunsches im Vergleich 

zwischen Deutschland und Frankreich, na-

tionale Partnerwahl und die ökonomische 

Lage älterer Türken im Zusammenhang mit 

sozialer Einbindung.

Die Beiträge im Einzelnen:
Robert Naderi, Jürgen Dorbritz und Kerstin Ruckdeschel: • 

Der Generations and Gender Survey in Deutschland – 

Zielsetzung, Verortung, Einschränkungen und Potenziale 

Jürgen Dorbritz: Bilokale Paarbeziehungen – die Bedeu-• 

tung und Vielfalt einer Lebensform (begutachteter Bei-

trag) 

Annelene Wengler, Heike Trappe und Christian Schmitt: • 

Alles wie gehabt? Zur Aufteilung von Hausarbeit und El-

ternaufgaben in Partnerschaften (begutach-

teter Beitrag) 

Anja Steinbach: • Die häusliche Aufgaben-

teilung bei Paaren mit türkischem Migrati-

onshintergrund und einheimischen deut-

schen Paaren im Vergleich (begutachteter 

Beitrag) 

Kerstin Ruckdeschel: • Rabenmutter contra 

Mère Poule: Kinderwunsch und Mutterbild 

im deutsch-französischen Vergleich (begut-

achteter Beitrag) 

Helen Baykara-Krumme und Daniel Fuß: • 

Heiratsmigration nach Deutschland: Deter-

minanten der transnationalen Partnerwahl türkeistäm-

miger Migranten (begutachteter Beitrag)

Frank Micheel und Robert Naderi: • Subjektive Einschät-

zung der ökonomischen Lage älterer Türkinnen und Tür-

ken im Zusammenhang mit ihrer sozialen Einbindung 

(begutachteter Beitrag)

auf die geburtenstarken Jahrgänge der „Baby Boomer“ im-

mer mehr zahlenmäßig schwächere Jahrgänge folgten, so 

dass Elterngenerationen nicht mehr durch die Kindergenera-

tionen ersetzt würden. Hinzu komme eine nicht aufhaltbare 

demografi sche Alterung, konstatierten die beiden Wissen-

schaftler, was die Gesellschaft vor unterschiedliche Heraus-

forderungen stelle. 

Wie vielschichtig sich der demografi sche Wandel auswirkt, 

zeigt die Arbeit eines Teams im BiB, dass sich mit den Folgen 

des Wandels für die zentralen Arbeitsgebiete der Bundes-

ressorts beschäftigt, dem auch der wissenschaftliche Mitar-

beiter Frank Micheel angehört. Er betonte, dass die Konse-

quenzen der Schrumpfungs- und Alterungsprozesse in der 

Bevölkerung für die Handlungsfähigkeit der Bundesverwal-

tung wissenschaftlich noch kaum erforscht seien, obwohl 

die Auswirkungen längst absehbar seien – schließlich wa-

ren schon im Jahr 2005 mehr als ein Drittel der im öffentli-

chen Dienst des Bundes Beschäftigten über 50 Jahre alt. So-

mit müssten Antworten auf Fragen gefunden werden – unter 

anderem wie die Lücken, die das ausscheidende Personal 

hinterlässt, gefüllt und das Erfahrungswissen der älteren Be-

schäftigten dauerhaft gesichert werden könne. Für dringend 

geboten halte er daher neben dem lebensbegleitenden Ler-

nen beim Personal auch den Wissenstransfer von älteren zu 

jüngeren Kollegen. Schließlich werden nach Berechnungen 

des BiB im Jahr 2020 die über 50-jährigen den größten Anteil 

in der Bundesverwaltung ausmachen und gleichzeitig keine 

vergleichbar große Gruppe jüngerer Mitarbeiter nachrücken. 

Diese Beispiele zeigen vor allem eins: Das Thema Demogra-

fi scher Wandel in all seinen Facetten wird das BiB auch zu-

künftig intensiv beschäftigen. 

Bernhard Gückel, BiB

1-2/2009
34. Jahrgang

Zeitschrift für
 Bevölkerungs-
wissenschaft

VS VERLAG

Demographie

Themenheft:
Generations and Gender Survey

Mit Artikeln von

Robert Naderi, Jürgen Dorbritz und Kerstin Ruckdeschel
Jürgen Dorbritz
Annelene Wengler, Heike Trappe und Christian Schmitt
Anja Steinbach
Kerstin Ruckdeschel
Helen Baykara-Krumme und Daniel Fuß
Frank Micheel und Robert Naderi
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Neue Zeitschrift des BiB „Comparative Population Studies“ seit Oktober 2010 
online verfügbar

Die neue wissenschaftliche Online-Zeitschrift „Com-
parative Population Studies“ des BiB ist seit Anfang 
Oktober 2010 online verfügbar unter www.compa-
rativepopulationstudies.de. Sie ersetzt nach 34 Aus-
gaben die Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft 
und ist konzipiert als „open access“-Publikation. Alle 
Artikel sind sowohl in Englisch als 
auch in Deutsch verfügbar. Die 
Studien werden viermal jährlich 
erscheinen, wobei zwei Ausgaben 
im Jahr von Gastherausgebern be-
treut werden. Mit dieser neuen 
Form der Publikation trägt das BiB 
den sich wandelnden Veröffentli-
chungsformen in der Wissenschaft 
Rechnung.

Veröffentlicht werden ausschließlich 

begutachtete, unveröffentlichte wis-

senschaftliche Abhandlungen zu The-

men der Bevölkerungswissenschaft und 

Nachbargebieten. Die Beiträge können 

einem breiten Themenspektrum der 

Demografi e sowie Bevölkerungs- und 

Familienforschung entstammen und Schwerpunkte in empi-

rischer Forschung, Theorie und Methodik haben. Die Zeit-

schrift veröffentlicht Aufsätze mit einer räumlichen oder ver-

gleichenden Perspektive zu regionalen Themen mit Betonung 

der deutschsprachigen Länder und Europas oder Bevölke-

rungsfragen im globalen Maßstab. Wissenschaftlich begleitet 

wird das Journal von einem Beirat. Alle Beiträge unterliegen 

einem Reviewverfahren durch zwei unabhängige Gutachter.

Beiträge in Deutsch oder Englisch für die Jahrgänge ab 

2010 sind jederzeit willkommen, ebenso wie Bewerbungen 

von Gastredakteuren für Themenhefte. CPoS führt ab sofort 

eine Datenbank mit Gutachtern, für die sich qualifi zierte Per-

sonen registrieren können.

Die Inhalte sind in verschiedenen Datenbanken erschlos-

sen, werden über DOI und URN idenitfi ziert und bei der 

Deutschen Nationalbibliothek hinterlegt.

Die Ausgabe 01/2010 ist bereits 
online verfügbar und enthält 
folgende Beiträge 

Oliver Arránz Becker, Daniel Lois, • 

Bernhard Nauck: Unterschiede in 

den Fertilitätsmustern zwischen ost- 

und westdeutschen Frauen. Diffe-

renzierung der Rollen des kulturellen 

Hintergrunds und des Transformatio-

nsprozesses

Alexander Schulze• : Einkom-

mensveränderungen von Familien 

rund um die Geburt von Kindern 

in Deutschland zwischen 1985 und 

2004

Darja Reuschke• : Berufsbedingtes 

Pendeln zwischen zwei Wohnsitzen – Merkmale einer 

multilokalen Lebensform in der Spätmoderne

Olga Pötzsch• : Kohortenfertilität: Ein Vergleich der Ergeb-

nisse der amtlichen Geburtenstatistik und der Mikrozen-

suserhebung 2008

www. comparativepopulationstudies.de

Personalien

Seit dem 01. Oktober 2010 arbeitet Herr Thomas Skora 

als wissenschaftlicher Mitarbeiter und Doktorand im BiB und 

verstärkt dort den Forschungsschwerpunkt „Räumliche Mo-

bilität im Lebensverlauf“. Er hat Soziologie an der Universi-

tät Mainz studiert und wird im Institut Entstehungszusam-

menhänge sowie Konsequenzen räumlicher Mobilität für 

die Familienentwicklung sowie für Partnerschaftsbiographi-

en erforschen. In diesem Forschungsbereich liegt auch der 

Schwerpunkt seines Promotionsvorhaben.
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Buch im Blickpunkt

Gabriele Doblhammer/Rembrandt Scholz (Hrsg.): Ageing, Care Need and Quality 
of Life. The Perspective of Care Givers and People in Need of Care
VS Verlag Wiesbaden 2010

Eine steigende Lebenserwartung und die Alterung 
der Bevölkerung führen zu einem wachsenden An-
teil älterer Menschen – insbesondere der Hochbe-
tagten –, die künftig pfl egebedürftig sein werden. 
Verbesserungen bei der medizinischen Gesundheits-
versorgung können diesen Trend bis zu einem gewis-
sen Grad ausbalancieren, aber eben nicht vollstän-
dig kompensieren. So werden ab dem 
Jahr 2030 die großen Kohorten der 
„Baby-Boomer“, die zwischen 1950 
und Mitte der 1960er Jahre geboren 
wurden, ein Alter erreichen, in dem 
der Pfl egebedarf ansteigen wird. 
Dieser Band analysiert die Verknüp-
fung der Felder Gesundheit, Pfl ege-
bedarf und Pfl egeressourcen, wobei 
das Hauptaugenmerk auf Deutsch-
land gerichtet ist.

Aber auch andere europäische Länder 

wie England, Belgien und Finnland werden 

betrachtet. Der Band ist in drei Teile gegli-

edert: Der erste Teil präsentiert verschie-

dene Projektionen des Pfl egebedarfs für Deutschland. Hei-

ko Pfaff entwickelt hier auf der Basis der 11. Koordinierten 

Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundes-

amtes zwei unterschiedliche Szenarien des zukünftigen Pfl e-

gebedarfs: ein Szenario, das einen stabilen und eins, das 

einen rückläufi gen Pfl egebedarf prognostiziert. Dabei zei-

gen seine Prognosen in beiden Varianten allerdings eine zu-

nehmende Zahl an Menschen mit Pfl egebedarf, wobei sich 

der insgesamt bessere Gesundheitszustand der älteren Men-

schen dämpfend auf den Pfl egebedarf auswirken wird. Ins-

gesamt machen seine Prognosen deutlich, dass besonders in 

Ostdeutschland zukünftig ein sehr hoher Anteil an pfl egebe-

dürftigen Menschen leben wird.

Eckart Bomsdorf, Bernhard Babel und Jens Kahlenberg 

entwickeln in ihrem Beitrag vier verschiedene Szenarios der 

zukünftigen Bevölkerungsentwicklung in Deutschland bis 

2050. Ihre Ergebnisse zeigen, dass der Pfl egebedarf lang-

fristig zunehmen wird, sowohl absolut als auch relativ. Da-

bei spielt hier besonders die weiter steigende Lebenserwar-

tung eine entscheidende Rolle, während die Auswirkungen 

der Fertilitätsentwicklung sowie der Migration nur geringe 

Effekte auf den steigenden Bedarf haben.

In welchem Ausmaß ist die Zunahme des Pfl egebedarfs 

eine Konsequenz der sich ändernden Altersverteilung bis 

zum Jahr 2020 und inwieweit kann ein 

verbesserter Gesundheitszustand der Äl-

teren diesen Anstieg kompensieren? Rai-

ner Unger ist diesen Fragen nachgegan-

gen, und kommt zu dem Schluss, dass 

Verbesserungen des Gesundheitszustands 

zu einem Rückgang der Zahl besonders 

der pfl egebedürftigen Frauen führen.

Ob und in welchen Ausmaß sich Ange-

bot und Nachfrage für den Pfl egebedarf 

bei den über 75-Jährigen zukünftig ändern 

werden, ist das Thema von Gabriele Do-

blhammer und Uta Ziegler, die ebenfalls 

eine gestiegene Nachfrage nach Pfl egelei-

stungen konstatieren, allerdings wird auch 

das potenzielle Angebot an informeller Pfl ege durch Kinder 

und Partner bis 2030 anwachsen.

Mit Projektionen zur Zahl der Menschen, die im eigenen 

Umfeld gepfl egt werden und dem Potenzial an Pfl egeperso-

nal in den Familien beschäftigt sich Erika Schulz. Ihre Ergeb-

nisse zeigen, dass bei der Zahl der potenziellen Pfl egekräf-

te unter 65 Jahren mit einem Rückgang gerechnet werden 

muss, während hier bei den Älteren ein Anstieg erfolgt. Das 

würde bedeuten, dass auch die potenziellen Pfl egekräfte in 

den Familien immer älter werden. 

Wie sich die Zahl und die Verbreitung der demenzkranken 

Menschen in den kommenden Jahren entwickeln werden un-

tersuchen Uta Ziegler und Gabriele Doblhammer. Dabei pro-

gnostizieren sie einen kontinuierlichen Anstieg der demenz-

kranken Älteren bis 2050, wobei hier der Hauptgrund in der 

steigenden Lebenserwartung liegt.
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Welche Rolle Gesundheitsfaktoren für den künftigen Pfl e-

gebedarf spielen, analysieren Gabriele Doblhammer, Wilma 

Nusselder, Rasmus Hoffman und Elena Muth im zweiten Teil 

des Bandes. Sie zeigen die Zusammenhänge zwischen Fak-

toren wie Geschlecht, Übergewicht und Rauchen und den 

Gesundheitszuständen auf. So werden beispielsweise Über-

gewichtige im Alter weitaus öfter zum Pfl egefall und haben 

nur geringe Chancen auf eine Wiederherstellung ihrer Ge-

sundheit.

Am Beispiel Finnland untersuchen Mike Murphy und Pek-

ka Martikainen, welchen Einfl uss vier Faktoren (am Lebens-

ende stehend, Familienstand, Geschlecht und Alter) auf die 

Dauer der Langzeitpfl ege (auch im Pfl egeheim) haben. Es 

zeigt sich, das der Faktor Alter der wichtigste Determinant 

für Langzeitpfl ege darstellt, während das nahende Lebens-

ende größere Relevanz für akuten kurzzeitigen Pfl egebedarf 

hat.

In Zukunft wird insbesondere die Gruppe der Hochbe-

tagten weiter anwachsen. Damit wird es immer wichtiger, 

genaue demografi sche Schätzungen zur zahlenmäßigen 

demografi schen Entwicklung dieser Altergruppe der über 

90-Jährigen zu bekommen. Dafür bedarf es nach der Analyse 

von Elke Hoffmann und Juliane Nachtmann belastbarer de-

mografi scher Daten. Die gegenwärtig verfügbare Datenlage 

für Deutschland erschwert es, die Situation der 90-Jährigen 

und Älteren einzuschätzen, da es aufgrund des Mangels de-

taillierter Daten nicht möglich ist, den künftigen Pfl egebe-

darf für diese Altersgruppe zu kalkulieren. Dabei wird es in 

Zukunft immer wichtiger werden, die Ursachen und Abhän-

gigkeiten des Pfl egebedarfs gerade auf diese Altersgruppe 

zu fokussieren. 

Im letzten Kapitel dieses Teils betrachten Gabriele Dobl-

hammer und Uta Ziegler individuelle Gesundheitsverläufe 

bei über 50-jährigen Westdeutschen über zwei Perioden in 

den 1980er und 1990er Jahren. Die Resultate zeigen, dass 

die Gesundheitsentwicklung sich in den beiden Phasen ange-

nähert hat und es einen generellen Trend hin zu einem bes-

seren Gesundheitszustand gibt.

Im Fokus von Teil 3 des Bandes stehen die Pfl egekräfte 

– insbesondere die informellen Pfl egenden. So untersucht 

Benedicte de Koker das Wohlbefi nden der Pfl egekräfte in 

Flandern. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass es signifi kante 

Unterschiede bei der wahrgenommenen Belastung der Pfl e-

gekräfte gibt, je nachdem ob der Partner oder die Kinder 

pfl egen. Ihrer Ansicht nach spielt dabei die emotionale Be-

ziehung zwischen Pfl egekräften und Pfl egebedürftigen eine 

entscheidende Rolle für die Wahrnehmung der Pfl egenden, 

wie belastend die Pfl ege für sie ist.    

Zum Schluß analysieren Tatjana Mika und Michael Steg-

mann die Bereitschaft zur freiwilligen Pfl ege im Lebenslauf 

jüngerer und älterer weiblicher Geburtenkohorten in Ost- 

und Westdeutschland nach der Etablierung einer Pfl egever-

sicherung im Jahr 1996. Es zeigt sich, dass Pfl ege überwie-

gend eine weibliche Angelegenheit ist: So haben 14 % der 

Frauen und West- und 10 % der Frauen in Ostdeutschland 

in ihrem Lebensverlauf Menschen gepfl egt. Bei den Männern 

waren es nur 1 % in West- und 2 % in Ostdeutschland. Da-

rüber hinaus sind die pfl egenden Frauen eher familienorien-

tiert und überwiegend nicht berufstätig. Auch zwischen Jun-

gen und Älteren gibt es Unterschiede: So sind die jüngeren 

Geburtskohorten von 1955 nicht so stark engagiert bei der 

Pfl ege wie die älteren Kohorten.       

Bernhard Gückel, BiB

Aktuelle Literatur kurz vorgestellt

Norbert F. Schneider/Detlev Lück (Hrsg.):
Zeitschrift für Familienforschung: Ausgabe 2/2010 
mit dem Schwerpunktthema: Mobility and family. 
22. Jahrgang, Heft 2 Verlag Barbara Budrich Opladen 
2010 

Im Mittelpunkt der Ausgabe 2/2010 der Zeitschrift für Fa-

milienforschung steht das Schwerpunktthema „Mobility and 

family.“ Gastherausgeber des Bandes sind der Direktor des 

BiB, Prof. Dr. Norbert F. Schneider, und Detlev Lück, die bei-

de auch einen einleitenden Beitrag mit dem Titel „Increa-

sing Job Mobility – changing family lives“ zum Heft beige-

steuert haben. Sämtliche Aufsätzes des Bandes befassen 

sich mit verstärkter berufl icher Mobilität und den sich da-

raus ergebenden Konsequenzen in sechs europäischen Län-

dern: Deutschland, Frankreich, Spanien, Polen, der Schweiz 

und Belgien. 

Datenbasis für die Analysen ist die 2007 abgeschlossene 

Studie zu „Job Mobility and Family Lives in Europe.“
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Die Beiträge im Einzelnen:
Detlev Lück & Norbert F. Schneider: Introduction to the spe-

cial issue on Mobility and family: Increasing job mobility 

– Changing family lives

Gil Viry, Eric D. Widmer & Vinvent Kaufmann: Does it matter 

for us that my partner or I commute? Spatial mobility for 

job reasons and the quality of conjugal relationships in 

France, Germany, and Switzerland

Geraldo Meil: Geographic job mobility and parenthood de-

cisions

Beate Collet & Estelle Bonnet: Decisions concerning job-re-

lated spatial mobility and their impact on family careers in 

France and Germany

Detlev Lück: Walking the tightrope. Combining family life 

and job mobility 

Andreas Motel-Klingebiel/Clemens Tesch-Römer: 
Altern im Wandel. Befunde des Deutschen Alterssur-
veys. W. Kohlhammer Verlag 2010

Wie Menschen älter werden, wie lange sie leben und wie 

sich ihr Leben im Alter gestaltet, wird durch soziale und ge-

sellschaftliche Bedingungen beeinfl usst. Diese Bedingungen 

ändern sich über die Zeit und bilden den Hintergrund für ei-

nen Wandel der späteren Lebensphasen. Zu den Entwick-

lungen der letzten Jahrzehnte zählen eine gestiegene Le-

benserwartung, Veränderungen in der Erwerbswelt, neue 

Lebenslaufmuster und Familienformen sowie ein Wandel in 

den gesellschaftlichen Werten und Normen und den Ver-

sorgungs- und Sicherungssystemen. Dieses Buch beschäf-

tigt sich mit der Lebensphase Alter und zeigt auf der Grund-

lage des Deutschen Alterssurveys (DEAS), welcher Wandel 

sich vollzieht. Dadurch werden Chancen, Risiken und Ge-

staltungsoptionen für eine Gesellschaft des langen Lebens 

deutlich. Der DEAS wird durch das Bundesministerium für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) gefördert. 

(Verlagstext)

Frank Baasner: 
Migration und Integration in Europa. 
Nomos Verlag 2010

Die europäischen Gesellschaften sind einem rasanten 

Wandel unterworfen. Migration innerhalb der EU und von 

außerhalb verändert unseren Lebensalltag, vor allem in wirt-

schaftlich und sozial dynamischen Städten und Regionen. 

Migration und Integration sind Aufgaben für ganz Europa, 

und fi nden doch auf nationaler, auch lokaler Ebene statt. Um 

eine wirksame Diskussion zwischen den Beteiligten aus un-

terschiedlichen Ländern zu ermöglichen, muss man über die 

verschiedenen Hintergründe und Traditionen Bescheid wis-

sen. Zu diesem Wissen möchte der vorliegende Band einen 

Beitrag leisten. 

Mehr als 10 Länderstudien und viele Fallstudien erlau-

ben einen differenzierten Blick auf die Formen, mit denen 

in europäischen Ländern mit dem Phänomen der Einwan-

derung und mit der Integrationsproblematik umgegangen 

wird. (Verlagstext)
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Kinderzahl nach Parität versus Durchschnittliche 
Kinderzahl je Frau

 von Dr. Manfred G. Scharein*

* Manfred G. Scharein besetzt im BiB das Ressort „Methodische Unterstützung und Beratung“ und forscht im Forschungsschwerpunkt 
 „Generatives Verhalten, Wandel der Familien- und Lebensformen und private Lebensführung“.

Eine Vielzahl von demografi schen Stu-
dien der jüngeren Vergangenheit deu-
tet auf folgende Veränderungen hin: 
Zum einen nimmt (für Deutschland) 
die Kinderlosigkeit zu und wird zu-
künftig sogar über 20 % liegen. Zum 
anderen gehen die Anteile von Frauen 
mit drei oder mehr Kindern zurück. 
Sind sämtliche Anteile der Frauen ei-
ner Geburtskohorte gemäß den von ih-
nen geborenen Kindern am Ende ihrer 
gebärfähigen Phase bekannt, so lässt 
sich daraus die durchschnittliche Kin-
derzahl je Frau dieser Geburtskohor-
te von Frauen ausrechnen. Einige Mo-
dellrechnungen sollen im Folgenden 
verdeutlichen, wie Variationen in die-
sen Anteilen und die durchschnittliche 
Kinderzahl je Frau zusammenhängen.

Um Missverständnisse zu vermeiden, be-
darf es allerdings vorher noch einer begriff-
lichen Klärung. In der Demografi e werden 
die drei Bezeichnungen „Anzahl der Kinder, 
die von Frauen geboren worden sind“, „Kin-
der nach ihrer Ordnungsfolge“ und „Kinder 
nach der Parität“ synonym verwendet, und 
dabei letztere Bezeichnung besonders ger-
ne, vermutlich weil sie am kürzesten ist. Da-
bei ist strenggenommen die Parität – dieser 
Begriff leitet sich von dem lateinischen Verb 
parere = gebären ab – ein Merkmal der Mut-
ter und beschreibt im originären Sinne die 
Anzahl der Niederkünfte von Frauen, wo-
hingegen die anderen beiden Begriffe ein 
Merkmal des Kindes beschreiben (Das wie-
vielte Kind ist es?). Zumeist sind bei der sy-
nonymen Verwendung der Begriffe aber die 
Anzahl der von einer Frau geborenen Kin-
der gemeint, wobei die Totgeburten in der 
Regel nicht mit einbezogen werden. Auch 
im Rahmen dieser Abhandlung werden di-
ese Begriffe in der hier skizzierten, erwei-
terten Gleichbedeutung verwendet.

Es stellt sich nun die Frage, wie die 
Frauen nach Parität in Deutschland verteilt 

sind. Dazu ergibt sich aus dem Mikrozensus 
des Jahres 2008 für die Frauen der Geburts-
kohorte 1960 folgendes Bild (vergleiche 
auch Tabelle): 17,8 % der Frauen hat-
ten keine Kinder, 24,1 % ein Kind, 40,0 % 
zwei Kinder, 12,9 % drei Kinder und 5,2 % 
vier oder mehr Kinder. Rechnerisch bedeu-
tet dies eine durchschnittliche Kinderzahl je 
Frau von cirka 1,64 Kindern (für die heu-
te 50-jährigen Frauen). Für später als 1960 
geborene Frauen gibt es jedoch für die Ver-
teilung der Frauen nach Parität keine valide 
Schätzung, da diese Geburtskohorten noch 
nicht am Ende ihrer gebärfähigen Phase (in 
der amtlichen Statistik wird dieses zur Zeit 
mit der Vollendung des 50sten Lebensjahres 
unterstellt) angekommen sind. Es soll je-
doch im Folgenden nicht darüber spekuliert 
werden, wie die Verteilung der Frauen nach 
den Paritäten (im Weiteren hier mit „Pari-
tätenverteilung“ bezeichnet) in der Zukunft 
aussehen könnte. Vielmehr wird bei den 
folgenden Überlegungen nach Art hypothe-
tisch bleibender Modellrechnungen der Wir-
kungszusammenhang zwischen der Pari-
tätenverteilung und der durchschnittlichen 
Kinderzahl je Frau veranschaulicht.

Ausgangspunkt der mathematischen 
Modellrechnung ist ein Gleichungssystem, 
bestehend aus zwei Gleichungen und mit 
insgesamt sechs unbekannten Variablen 
(zur weiteren Erläuterung der Modellrech-
nungen siehe Kasten). Dieses Gleichungs-
system ist bezüglich zweier der sechs un-
bekannten Variablen eindeutig lösbar, wenn 
man für vier der sechs unbekannten Varia-
blen Werte vorgibt. Dies genügt, um über 
eine „geeignete“ Wahl von vier Variablen 
die Zusammenhänge der Paritätenvertei-
lung mit der durchschnittlichen Kinderzahl 
auszuloten. Für die folgende Argumentation 
wird die durchschnittliche Kinderzahl je Frau 
exemplarisch stets mit einem Wert von 1,8 
Kindern vorgegeben (dieser Wert entspricht 
in etwa dem Durchschnitt der zusammen-

gefassten Fertilitätsziffern der nordischen 
Länder, die im Zusammenhang mit der Ge-
burtenhäufi gkeit gerne als eine Art Vorbild 
zitiert werden). Des Weiteren wird die Quo-
te der Kinderlosigkeit stets (es sei denn, es 
wird explizit anderes angeben) auf 20 % ge-
setzt, womit dem Anstieg dieser Quote in 
der jüngeren Vergangenheit auf etwa die-
sen Wert Rechnung getragen werden soll.

Die Anteile der Frauen mit höheren Pari-
täten seien für die erste Modellrechnung für 
Parität Drei mit 10 % und für Parität Vier mit 
5 % festgelegt, womit insgesamt nur 15 % 
aller Frauen (einer Geburtskohorte am Ende 
ihrer reproduktiven Phase) drei oder mehr 
Kinder geboren haben sollen. Aus diesen An-
gaben ergeben sich für die Fragen, ob unter 
diesen Bedingungen eine durchschnittliche 
Kinderzahl je Frau von 1,8 Kindern erreich-
bar wäre und wie sich dann die Anteile der 
Frauen auf die Paritäten Eins und Zwei ver-
teilten, die folgenden beiden Antworten: (1) 
Ja, der Wert von durchschnittlich 1,8 Kin-
dern je Frau wäre erreichbar und (2) 65 % 
der Frauen müssten zwei Kinder und keine 
Frau dürfte nur ein Kind im Lebensverlauf 
geboren haben. Als weiteres Ergebnis folgt 
daraus, dass unter den vorgegebenen An-
nahmen bezüglich der Paritäten Null, Eins 
und Vier das Bestandserhaltungsniveau für 
Deutschland von durchschnittlich cirka 2,1 
Kindern je Frau unmöglich erreichbar wäre. 
Selbst das Erreichen des Wertes von durch-
schnittlich 1,8 Kindern je Frau wäre unter 
den vorgegebenen Bedingungen wenig re-
alistisch, da dann aus rein mathematischen 
Gründen Ein-Kind-Mütter ausgeschlossen 
wären.

Für die zweite Modellrechnung wer-
den nunmehr sowohl der Anteil von Frauen 
ohne Kinder wie auch der Anteil der Frauen 
mit einem Kind auf jeweils 20 % festgelegt. 
Der Anteil der Frauen mit Parität Vier erhält 
wiederum den Wert 5 %. Bezüglich einer 
durchschnittlichen Kinderzahl von 1,8 Kin-
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Erläuterung zur Methodik

Im Rahmen der mathematischen Modellrechnung werden die Anteile der Frauen nach der Parität ebenso wie die durch-
schnittliche Kinderzahl als unbekannte Variablen aufgefasst. Letztere ergibt sich aber als Summe der mit den Anteilen 
gewichteten Paritätenkennziffern und lässt sich somit als mathematische Gleichung darstellen. Die allgemeine Gleichung 
zur Berechnung der durchschnittlichen Kinderzahl je Frau (da dieser Wert a priori unbekannt ist, sei er hier mit β  be-
zeichnet) auf Basis der Anteile der Frauen bzgl. ihrer Kinderzahl besitzt folgende Darstellung:

    
β=⋅+⋅+⋅+⋅+⋅ 4a3a2a1a0a 43210    (1)

Dabei stehen die Variablen 3210 a,a,a,a
 
und 4a

 
als Platzhalter für die ebenso a priori unbekannten Anteile der 

Frauen bzgl. ihrer Kinderzahlen 0, 1, 2, 3 oder 4 (zur Vereinfachung sei hier die maximale Anzahl von Kindern je Frau auf 
den Wert Vier begrenzt). Diese Anteile können jeweils nur Werte aus dem reellen Zahlenbereich von Null bis Eins anneh-
men (mit anderen Worten liegen liegen sie zwischen Null und 100%). Dass sich die Anteile der Frauen insgesamt zu 1 
(bzw. zu 100 %) aufaddieren müssen, kann man durch eine weitere Gleichung beschreiben:

   
  1aaaaa 43210 =++++     (2)

Hat man z. B. 1,0a;2,0a;3,0a;2,0a;2,0a 43210 =====  gegeben, so errechnet sich die durchschnittliche Kin-
derzahl je Frau über Gleichung (1) wie folgt:

   8,141,032,023,012,002,0 =⋅+⋅+⋅+⋅+⋅=β

Dabei ist gleichzeitig Gleichung (2) erfüllt:

    11,02,03,02,02,0 =++++

Aus der Mathematik ist bekannt, dass ein aus den beiden Gleichungen (1) und (2) bestehendes Gleichungssystem mit 
den sechs a priori unbekannten Variablen 43210 a,a,a,a,a  und β  vier sogenannte Freiheitsgrade besitzt. Das heißt, 
um das Gleichungssystem eindeutig lösen zu können, muss man für vier der sechs unbekannten Variablen Werte vor-
geben. Dann lassen sich durch relativ einfache mathematische Umformungen Lösungen für die noch unbekannten an-
deren beiden Variablen berechnen.
Gemäß dem bereits angeführten Beispiel seien die Anteile kinderloser Frauen und der Frauen mit zwei beziehungswei-
se vier Kindern gemäß der Paritätenverteilung des Mikrozensus 2008 für die Geburtskohorte der 1960 geborenen Frauen 
vorgegeben, und es sei gefragt, wie groß die Anteile von Frauen dieser Kohorte mit einem Kind beziehungsweise drei 
Kindern sein müssten, damit eine durchschnittliche Kinderzahl von 1,8 Kindern je Frau erreicht würde. Somit seien for-
mal folgende Werte vorgegeben:  . 

   8,1;052,0a;4,0a;178,0a 420 =β===

Mit recht einfachen mathematischen Umformungsschritten lassen sich daraus die gesuchten Werte mit folgendem Er-
gebnis ausrechnen:

   211,0a;159,0a 31 ==

Unter den vorgegebenen Bedingungen für die Anteile der Frauen nach den Paritäten 0, 2 und 4 müssten also 15,9 % 
der Frauen ein Kind und 21,1 % der Frauen drei Kinder bekommen haben, um eine durchschnittliche Kinderzahl von 1,8 
Kindern je Frau zu erreichen.

dern je Frau ergeben sich nun die Anteile 
der Frauen für die Parität Zwei von 25 % 
und für die Parität Drei von 30 %. Dieses Er-
gebnis wirkt zwar auf den ersten Blick plau-
sibler, irritiert aber trotzdem insofern, als es 
eine beträchtliche Differenz zwischen den 
Anteilen der Frauen nach Parität Drei und 
Parität Vier von 25 Prozentpunkten erzeugt. 
Der Anteil der Frauen, die drei oder mehr 
Kinder gebären, läge für diesen Fall folglich 
bei 35 %.

Im Rahmen der dritten Modellrechnung 
wird von der Grundannahme der „hohen 
Kinderlosigkeit“ (hier 20 %) und „geringe 
Anteile Frauen mit Parität Vier“ (hier 5 %) 
abgewichen. Reduziert man die Kinderlo-
sigkeit um zehn Prozentpunkte und erhöht 
die Anteile der Frauen mit vier Kindern auf 
10 %, so erhält man bei einer Festlegung 
des Anteils der Frauen mit Parität Zwei auf 
30 % für die Anteile der Ein-Kind- und Drei-
Kinder-Mütter Werte von 35 % und 15 %. 
Bleibt die Kinderlosigkeit hingegen bei dem 
Wert von 20 %, so scheint ein Ziel von 
durchschnittlich 1,8 Kindern je Frau eher 
erreichbar, wenn auch Anteile von Frauen 
mit Geburten der Parität Fünf zugelassen 
werden. Zur Illustration erzeugt zum Bei-
spiel auch die Verteilung 20 % (Parität 0), 
30 % (Parität 1), 20 % (Parität 2), 15 % (Pa-
rität 3), 10 % (Parität 4) und 5 % (Parität 
5) eine durchschnittliche Kinderzahl von 1,8 
Kindern je Frau. Eine Paritätenverteilung, 
die sogar einen Wert von 2,05 Kindern je 
Frau generiert, fi ndet man für Frauen der 
Geburtsjahrgänge 1950 bis 1959 in Frank-

reich: 10 % (Parität 0), 19 % (Pari-
tät 1), 39 % (Parität 2), 22 % (Pari-
tät 3), 10 % (Parität 4 und höher). 
Wie die verschiedenen Modell-
rechnungen und Beispiele zeigen, 
die in der Tabelle zusammenge-
fasst sind, ist der Wirkungszusam-
menhang zwischen der Aufteilung 
von Frauen einer Geburtskohorte 
nach den Paritäten und der durch-
schnittlichen Kinderzahl komplex. 
Trotzdem bestätigen sich auch hier 
die bekannten beiden Trends: So-
wohl steigende Anteile kinder-
loser Frauen als auch sinkende An-
teile kinderreicher Frauen wirken 
auf die durchschnittliche endgül-
tige Kinderzahl je Frau eher redu-
zierend.

Tabelle: Verschiedene Verteilungen von Frauen nach Paritäten und die zugehörige 

durchschnittliche Kinderzahl je Frau (in %)

0 1 2 3 4 5
Durchschnitt-
liche Kinder-
zahl je Frau

Mikrozensus 2008, 
Geburtskohorte 1960 18 24 40 13 5 1,64

Modellrechnung 1 20 0 65 10 5 1,80

Modellrechnung 2 20 20 25 30 5 1,80

Modellrechnung 3 10 35 30 15 10 1,80

Beispiel Paritätenvertei-
lung für fünf Paritäten

20 30 20 15 10 5 1,80

Frankreich, Geburtsko-
horten 1950-1959

10 19 39 22 10 2,05

Die blau unterlegten Felder enthalten die im Rahmen der Modellrechnungen vorgegebenen Werte.


	Bev_Aktuell_Seite1_06_10.pdf
	Analysen aus dem BiB_06_10
	Aktuelle Nachrichten 06_10 neu
	Neue Literatur_06_10
	dds 06_2010

